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25     
3/2013-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 23. Mai 2013 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. EG.        Mag. Herbert Dachs-Machatschek   
  5. GV.        Klaudia Haberl  
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. EG.        Jakob Moser 
  8. GR.        Peter Reiter  
  9. GR.        Peter Wechselauer   
10. GR.        Franz Huber 
11. GR.        Franz Bauer   
12. GR.        Manuela Gschwandtner  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  EG.         Christian Geissler   

18.  EG.        Ernst Petkowitsch  
19.  GR.        Roswitha Mohr  

  20.  GR.        Günther Kasper   
21.  GR.        Rudolf Stockinger    

 22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler   
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer  
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak   
27.  GR.        Christa Leeb-Dorfer  
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger   
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 
 30. EG.        Mag. Ursula Kölblinger     

31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger   
 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 14.5.2013 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 11.4.2013 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      Vizebgm. Johann Schachl             
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschild-Buschberger 
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T a g e s o r d n u n g 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Die Berufung der Marktgemeinde Seewalchen gegen den Entfernungsbescheid des Landes für 

Überbauten beim Rückhaltebecken Litzlberg BA 13 (Josef Gebetsberger) wurde mit 
Bescheid des Landwirtschaftsministeriums vom 24.4.13 abgewiesen. Die Frist zur Entfernung 
der Überbauten wurde bis 30.6.2014 erstreckt. Die Frist zur Vorlage eines 
Kanalwartungskonzeptes wurde bis zum 30.6.2013 erstreckt. 

 
b) SV-Gutachten betr. VS-Neubau hinsichtlich neuerlichem Kostenvergleich Sanierung – Neubau 

am 30.4.13 im Amt eingelangt. Sanierungskosten VS rd. 4,9 Mill. Euro netto, Neubaukosten VS 
rd. 5,3 Mill. Euro netto. Sanierungsvariante somit bei deutlich über 80% der Neubaukosten (rd. 
94%).  

 
c) Vorsprachetermin bei LR Doris Hummer am 3. Mai (Reiter, Haberl, Schmidt, Berger). LZ für 

zweite HS-Etappe in Höhe von € 432.000.- wird wie im Vorjahr rechtzeitig, spätestens im 
September angewiesen. LZ für Bibliothek (5.000.- Basisförderung – Bewilligungsschreiben ist 
heute im Amt eingelangt; 10.000.- Sonderförderung) sind zugesagt. Baubeginn für VS Neubau  
im Jahr 2016 (wie von den Gemeindevertretern vorgebracht) konnte vorerst nicht zugesagt 
werden (Budgetkürzungen auch im Bildungsbereich). Könnte ev. auch erst 2018 erfolgen. 
Entscheidung wird beim diesjährigen Schulbaugespräch („Schulbaugipfel“ mit Pühringer, Ackerl, 
Hiegelsberger, Hummer; Prioritätenreihung für die anstehenden Schulbau- und –
sanierungsprojekte im nächsten Schulbauprogramm ab 2015) fallen. Der Neubaubeginn wird 
teilweise wohl auch von der damit zusammenhängenden Umsprengelung der Polytechnischen 
Schule bzw. der wiederum davon abhängenden PTS-Situation in Vöcklabruck beeinflusst 
werden. Dort ist ein Neubau vom Gemeinderat beschlossen, das Projekt aber noch nicht im 
Landesschulbauprogramm gelistet. Für den Fall, dass zwischenzeitlich Raumbedarf für die 
Volksschule besteht und die PTS noch nicht umgesprengelt ist, müsste zwischenzeitlich eine 
Containerlösung ins Auge gefasst werden. Für kurzfristige Mietcontainer gibt es keine 
Landesförderung, sollte die Containerlösung „längere Zeit“ benötigt werden, ist man seitens der 
Bildungsabteilung betr. Landesunterstützung gesprächsbereit. Seitens der Gemeindevertretung 
wurde betr. Dringlichkeit des VS-Neubaues auch auf das statische Gutachten betr. VS-
Untergeschoss hingewiesen und auf die Kostenfrage hingewiesen, falls zwischenzeitlich 
Sanierungsmaßnahmen erforderlich würden. Weiters wurden auch die Themen Ganztagsschule / 
Nachmittagsbetreuung kurz angesprochen. Die im Zuge der HS-Sanierung überlegte Errichtung 
einer kontrollierten Be- und Entlüftungsanlage wird seitens des Landes nicht gefördert, auch 
dann nicht, wenn sie im bestehenden Kostenrahmen / Finanzierungsplan subsummiert werden 
könnte. Eine schriftliche fachliche (bautechnische) Stellungnahme zu unserer Anfrage wird 
demnächst einlangen. 

 
d) Die Bildungsabteilung im Land O.Ö. teilt mit Schreiben vom 29. April mit, dass der Bedarf für die 

von der Gemeinde geplante dritte Hortgruppe bestätigt wird. 
 
e) Bodengutachten Moser & Jaritz betr. Geologie und Versickerungsfähigkeit des Untergrundes 

beim Kanal BA 15 Gerlham (Kanaltrasse, Regenbecken) am 2.5. eingelangt. Versickerung im 
Bereich des geplanten Oberflächenwasserrückhaltebeckens und in fast allen Bereichen des 
Projektgebietes nicht möglich; überwiegend Bodenklasse 3 -5 zu erwarten (vereinzelt BKl 6 nicht 
auszuschließen). 

 
f) Volksbegehren Demokratie jetzt ( 42 Unterzeichner = 1 %) und Gegen Kirchenprivilegien (38 

Unterzeichner = 0,9 %). 
 
g) Die Ev. Pfarrgemeinde teilt mit, dass in Nachfolge von Frau Alma Ordosch (Pensionierung) ab 

1. Mai Herr Hubert Kronlachner neuer KG-Leiter im KG Rosenau ist. 
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h) Der Rechnungsabschluss des Reinhalteverbandes Attersee 2012 ergab einen Überschuss in 

Höhe von € 146.749.-. Die Mitgliederversammlung beschloss am 9. April, € 50.000.- auf die 
Kanalsanierungsrücklage zu geben. Der Rest wird als Guthaben auf die Gemeinden gemäß 
Betriebskostenschlüssel aufgeteilt. Für Seewalchen beträgt dieses € 10.760.-. 
 

i) TOP 13 wird abgesetzt 
 

 
Beschlüsse des Gemeindevorstandes 
 
a) Der Zuschlag für Planung und Bauleitung für das Kanalkleinprojekt Erschließung der 

Wolfsegger – Amthofgründe wurde dem Büro DLP in Attnang mit einer Auftragssumme in Höhe 
von € 7.500.- netto erteilt. 
 

b) Für die Erneuerung des Garagentors beim Feuerwehrhaus Kemating beschloss der 
Gemeindevorstand eine Subvention in Höhe von € 2.000.- 

 
c) Der Wasserrettung Litzlberg wurde für den Ankauf eines neuen Einsatzbootes eine Subvention 

in Höhe von € 2.000.- gewährt. 
 

d) Dem Antrag der Bäckerei Oberndorfer um Gewährung einer Nahversorgerförderung für ihr 
Geschäft in Rosenau wurde aufgrund der bestehenden Förderrichtlinien stattgegeben. 
 

e) Aufträge für die 2. Bauetappe der Hauptschulsanierung (Bericht über die gefassten Beschlüsse 
gem. § 2 der Übertragungsverordnung): 
Gewerk:               Firma:                Betrag €:  
Kleingeräte für Turnsaales        Sport Christian GmbH               2.751,66  
Elektroinstallation            EBG Haustechnik GmbH      280.534,77  
Heizungs- u. Sanitärinstallation      G E G – Gebäudetechnik      245.834,64  
Baumeisterarbeiten Abbruch Balkone    Stern & Hafferl Bau GesmbH.          21.897,56 
Wärmeverbundsystem         Muminovic GmbH.         220.884,36  
Bewegliche Fensterabschlüsse      Klotzner Vertriebs Ges.m.b.H.          35.300,50 
Blitzschutzarbeiten            EBG Haustechnik GmbH            14.588,11 
Aufzugsanlage mit Stahlglasschacht    Schindler Aufzüge Ges.m.b.H.      52.640,94  
 

f) Baumanagement für das Projekt Steganlage: Auftrag für das Baumanagement an Büro 
Meinhart & Partner, Vöcklamarkt, € 14.500.- netto. 
 

g) Ausschreibung Winterdienst: nicht offenes Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung, 
Rahmenvertrag auf 3 Jahre, Firmenliste mit vier Anbietern. 
 

h) Kanalprojekt Gewerbegebiet Ager (ehem. HIL-Holzlagerplatz): Ausschreibung im Rahmen 
eines nicht offenen Verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung, Firmenliste mit 6 Anbietern. 
 

i) Für den ausgeschriebenen Bauhofposten (Kraftfahrer) wurde Manuel Reitinger in den 
Gemeindedienst aufgenommen. 
 

j) Für den Gemeindebauhof wird ein Motorschachtrahmenhebegerät für 
Kanalinstandsetzungsarbeiten angekauft ( Fa. Hermes, Schwanenstadt, € 8.500.- netto). 
 

k) Auftrag für die Grabungs- und Kabelverlegungsarbeiten zur Erneuerung der 
Straßenbeleuchtung in der Roseggerstraße an die Fa. Niederndorfer € 17.900.- brutto.  

 
 
 
Fragestunde, 8 Zuhörer 
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Herr Gebetsberger möchte wissen, wer veranlasst habe, dass auf seinem Privatgrundstück in Wies 
Erdarbeiten durchgeführt werden. 
 
Der Bürgermeister möchte wissen, wann dies passiert sei. 
 
Herr Gebetsberger antwortet, dass dies heute passiert sei. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass er dies veranlasst habe und fragt, ob es ein Problem damit gebe. 
 
Herr Gebetsberger antwortet, dass er nicht gefragt oder informiert worden sei. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass er dies verabsäumt habe. Es sei ihm nicht klar gewesen, dass er dort 
noch einmal fragen müsse. Man werde es sich aber so schnell wie möglich zusammen ansehen. 
 
 
 
 
1.  Abgaben 

Erhöhung der Tourismusabgabe  
 
Bgm. Reiter: 
Aufgrund einer Änderung des Tourismusabgabegesetzes ist für Kinder vom 6. – 15. Lebensjahr keine 
Abgabe mehr zu entrichten.  
 
Die Vollversammlung des Tourismusverbands der Ferienregion Attersee-Salzkammergut hat am 
3.4.2013 eine Erhöhung der Tourismusabgabe für Erwachsene von derzeit EURO 0,82 auf EURO 
0,95 pro Nächtigung inkl. einer Index-Sicherung ab 1. Jänner 2014 empfohlen. Da die Zuständigkeit 
bei den Gemeinderäten der 7 Atterseegemeinden liegt, ersucht der Tourismusverband daher um 
entsprechende Änderung der Tourismusabgabenverordnung.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes die mit 
Gemeinderatsbeschluss vom 14.12.2011 bestehende Tourismusabgabeverordnung 
aufzuheben und die vorliegende neue Verordnung  über die Einhebung der Tourismus-
abgabe zu beschließen. 

 
EG. Hoyer würde es interessieren von wie vielen Leuten dieser Tourismusverband gemanagt werde 
und wie sich die Übernachtungszahlen in Seewalchen entwickelt haben. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er die Frage bezüglich der Übernachtungszahlen nicht 
beantworten könne. 
Der Tourismusverband werde vom Tourismusdirektor und seinen Mitarbeitern bzw. Mitarbeiterinnen 
in den sechs Tourismusbüros, welche von einem bis eineinhalb Mitarbeiter haben, gemanagt. Weiters 
gebe es dann noch den, nach dem neuen Tourismusgesetz etwas geänderten, Vorstand. 
 
GV. Hemetsberger merkt an, dass - wie man gehört habe - die Nächtigungszahlen sinkend seien. Er 
möchte gerne wissen, ob man konkret sagen könne um wie viel die Nächtigungszahlen gesunken 
seien. Der Obmann des Tourismusverbandes, der zugleich auch der Bürgermeister sei, sollte dies 
eigentlich schon wissen. 
 
Der Bürgermeister erwidert, dass der Bürgermeister nicht der Obmann des Tourismusverbandes sei. 
 
GV. Hemetsberger erklärt, dass die Bürgermeister die Obleute des Tourismusverbandes seien und 
die erste Instanz des Tourismusverbandes. 
 
Der Bürgermeister erklärt nochmals, dass die Bürgermeister nicht die Obleute des 
Tourismusverbandes seien. 
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GV. Hemetsberger erklärt, dass dies nicht in diesem Sinne der Fall sei, die Bürgermeister aber im 
Vorstand seien. Zur Erhöhung von € 0,82 auf € 0,95 möchte er anmerken, dass diese Erhöhung sehr 
mickrig sei. Man bedenke aber nicht, dass ein Gastronomiebetrieb mit Beherbergung mit einem 
Umsatz von einer Million Euro pro Jahr, plus Nächtigung, € 5.000,- Tourismusabgabe pro Jahr zahle. 
Zu diesem Beitrag komme dann noch ein Euro pro Übernächtigung dazu. Wenn der 
Gastronomiebetrieb nun 1.000-2.000 Übernächtigungen habe, zahle er € 6.000 - € 7.000,- an 
Tourismusabgabe in dieser Umsatzkategorie. Man dürfe hier aber natürlich nicht Umsatz mit Gewinn 
vertauschen. Dieser Betrieb würde nun schon € 5.000,- I-Beiträge zahlen und dann noch zusätzlich € 
1 Übernächtigungsgebühr. Hier komme schon eine ganz schöne Summe zusammen. Man spreche 
hier nur über eine Erhöhung von € 0,82 auf € 0,95 , was aber alles nur verschleiern solle. Man müsse 
sich nur ansehen, was die Gewerbebetriebe und alle anderen Betriebe dem Tourismusverband nach 
Linz in Wirklichkeit abliefern müssen. Keiner könne ihm sagen, was von Linz wieder an die örtlichen 
Tourismusverbände der Gemeinden, die tatsächlich alles managen müssen, zurück gehe. 
 
GR. Vogel erklärt, dass er gerade auf Urlaub gewesen sei und er diese Ortstaxe, wie sie in anderen 
Gebieten heiße, kenne. Die Ortstaxe, welche extra auf der Rechnung ausgewiesen sei, werde nicht 
vom Wirt, sondern vom Gast bezahlt. Dies sei sein Beitrag zum Tourismusverband. Man spreche hier 
nicht vom I-Beitrag der Tourismusbetriebe, sondern von der Kurtaxe bzw. Ortstaxe. 
 
GV. Hemetsberger erklärt, dass natürlich immer der Gast zahle. Die Übernächtigung werde auch vom 
Gast bezahlt. Der Wirt müsse diesen Beitrag einheben und weiter an die Gemeinde abführen. Er 
erbringe dadurch eine Dienstleistung. Vizebürgermeister Schachl habe vor kurzem einmal gesagt, 
dass dies nur ein Durchläufer sei. Unter einem Durchläufer stelle er sich kaufmännisch aber etwas 
anderes vor. Der Wirt habe eine Arbeit damit und müsse dies einheben und werde somit teurer.  
 
GR. Mayrhofer verstehe die Situation nicht ganz. Man diskutiere hier über etwas, was es schon 
jahrelang bzw. jahrzehntelang gebe. Dieser Beitrag werde nun erhöht, aber man diskutiere nun 
darüber, ob man diesen Beitrag überhaupt einhebe oder nicht. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
 
 
 
 
2.  Subvention 
  Ansuchen der FF Seewalchen um Gewährung einer Subvention für den Ankauf eines LKW’s mit 
  Ladekran 
 
Bgm. Reiter: 
Das Kommando der FF Seewalchen a.A. fasste den Entschluss, von der FF Vöcklabruck ein 
gebrauchtes LAST Fahrzeug, der Type Mercedes Atego 1828 / 4x4 (Bj. 2000; 208kW/280PS; mit 
Ladekran 11001 B und Seilwinde) anzukaufen.  
Der Grund dieses Ankaufs resultiert daraus, dass bei Verkehrsunfällen und Öleinsätzen die 
logistischen Aufgaben (Transport von Material und Abtransport von kontaminiertem Material) ständig 
ein Problem darstellen. In weiterer Folge wird dieses Fahrzeug als Zugfahrzeug für den Anhänger mit 
A-Boot verwendet.  
Bisher wurde dafür ein Branddienstfahrzeug (LF-B) verwendet. Im Brandfall steht dieses Fahrzeug 
dann nicht zur Verfügung!  
Des Weiteren könnte dieses Fahrzeug auch im Gemeindedienst (Bauhof), durch den 
Feuerwehrkameraden und Bauhofmitarbeiter Herrn Fageth Dietmar, optimal eingesetzt werden. 
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Hubarbeiten und Transportaufgaben konnte man, ohne eine Fremdfirma zu beauftragen, damit 
durchführen.  
Das Kommando der Freiwilligen Feuerwehr Seewalchen a.A. ersucht daher den Gemeinderat der 
Marktgemeinde Seewalchen a.A. unsere Investition finanziell zu unterstützen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes der FF Seewalchen für 
den Ankauf eines LKW’s mit Ladekran eine Subvention in Höhe von  € 5.000,00 zu gewähren 
und diese aus dem „Subventionstopf“ zu bedecken.  

 
GR. Hauschildt-Buschberger möchte darauf hinweisen, dass am Tag zuvor im Deckblatt noch kein 
Konjunktiv gestanden habe, sondern „konnte“. Sie habe dies so gelesen, als wie wenn dies schon 
angekauft worden wäre. Jetzt gerade habe der Bürgermeister aber „könnte“ gesagt. 
 
Der Amtsleiter erklärt, dass die Formulierung „des weiteren könnte dieses Fahrzeug eingesetzt 
werden“ richtig sei. Es sei leider beim Einscannen ein „o“ aus dem „ö“ geworden. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger erklärt, dass man es am Tag zuvor so verstanden habe, dass es dieses 
Fahrzeug schon gebe. 
 
GR. Distler erklärt, dass dieses Fahrzeug nun nach längerem Überlegen angekauft worden sei, da 
man ein relativ gutes Verhältnis zur Feuerwehr Vöcklabruck habe. Dadurch sei auch dieser Preis von 
€ 40.000,- entstanden. Die Feuerwehr Seewalchen, also nicht nur die Ortsfeuerwehr, sondern auch 
Steindorf und Kemating, bringen jährlich ca. € 15.000,- - 20.000,- an Eigenmitteln auf. Dieser Betrag 
werde aus Festen lukriert. In Seewalchen sehr bekannt sei hier das Faschingstreiben. Für das neue 
RLFA Fahrzeug haben die Kameraden der Feuerwehr Seewalchen ca. € 80.000,- – 85.000,- gespart, 
welches aus der Kameradschaftskasse gezahlt worden sei. Dies sei das Geld, was die Kameraden 
selber durch ihre Arbeit einnehmen.  
Zu diesem Fahrzeug gebe es aufgrund der Tatsache, dass es nicht neu, sondern gebraucht sei, keine 
Förderung vom Landesfeuerwehrkommando bzw. auch keine Förderung vom Land Oberösterreich. 
Der Kranaufbau könne ebenfalls von der Gemeinde verwendet werden. Das heiße, dass Hubarbeiten, 
wo bis jetzt Fremdfirmen angeworben werden mussten, man nun aufgrund dessen, dass Herr 
Dietmar Fageth bei der Gemeinde angestellt sei, gemacht werden können. 
 
Er stelle daher den Gegenantrag,  
für den Ankauf eines LKW mit Ladekran eine Subvention in Höhe von € 10.000,- zu gewähren 
und die Bedeckung aus der Rücklage Arbeit und Wirtschaft vorzunehmen. 
 
EG. Hauschildt-Buschberger habe sich zusammen mit der Fraktion der Grünen bei der gestrigen 
Fraktionssitzung die Frage gestellt, ob die Feuerwehr bei Unfalleinsätzen, wo Öl austrete von der 
Haftpflichtversicherung des Verursachers einen Beitrag bekomme, damit hier die Kosten gedeckt 
seien. Sie schätze die Feuerwehr sehr, aber sie möchte gerne wissen, ob die Feuerwehr auch von 
anderen für die Dinge, die sie mache, Geld bekomme. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass es für die Einsätze der Feuerwehren eine Tarifordnung vom Land 
Oberösterreich und vom Feuerwehrkommando gebe. Es werde dies dann dem Unfallverursacher 
bzw. der Versicherung in Rechnung gestellt und fließe auch ins Feuerwehrbudget ein. Die 
Feuerwehren haben aber extra Budgets, welche auch von der Gemeinde geprüft werden. 
Diese Beiträge fließen offiziell in die Feuerwehrkasse ein. Die Beiträge, welche GR. Distler zuvor 
angesprochen habe, seien Gelder von der Kameradschaftskasse, die eigentlich keiner Kontrolle der 
Gemeinde bzw. der Öffentlichkeit unterliegen. 
 
EG. Kölblinger möchte wissen, wie zuerst € 5.000,- und nun € 10.000,- beantragt werden. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass die Feuerwehr im Ansuchen keinen Betrag genannt habe. Die             
€ 5.000,- seien die Empfehlung des Gemeindevorstandes. 
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GR. Huber finde es toll, dass die Feuerwehr die Möglichkeit habe dieses Gerät anzuschaffen. Es 
komme letztendlich den Bürgern zu Gute. Er finde es aber sehr Schade, dass man so etwas über 
einen Gegenantrag in der Höhe beschließen müsse und daher werde er sich dem Gegenantrag 
enthalten. 
 
GR. Kaniak hätte normalerweise erwartet, dass der Bürgermeister für seine Armee, die er in seinem 
Gemeindegebiet habe, auf die Barrikaden gehe und alles ermögliche, da man keine anderen 
Budgetansätze in Form von Zivilschutz und Allgemeinschutz habe. Die Feuerwehr sei das 
Instrumentarium für alle Angelegenheiten. Eine Berufsfeuerwehr sei heutzutage fast nicht mehr zu 
finanzieren. Die Feuerwehr sei ein ganz wesentliches Element, auf welches man stolz sein könne. Es 
erfolge so viel Eigenleistung von der Kameradschaftskasse. Das heißt, eine Subventionierung einer 
Aufgabe, die eigentlich die öffentliche Hand machen müsste, machen die Feuerwehrmänner privat 
durch Veranstaltungen bzw. Sammlungen. Sie setzen sich nicht nur persönlich ein, sondern geben 
auch das Geld, welches sie erworben haben gratis hinein. Hier könne man wohl erwarten, dass man 
in dieser Situation Verständnis für diese Arbeiten haben. Wenn man das nicht mehr als idealistische 
Leistung sehe, habe sich sowieso ein „Gemeinschaftsding“aufgehoben. 
GR. Kaniak sei bei der einzigen Feuerwehr gewesen, die aufgehoben worden sei. Wenn man nun die 
Feuerwehrmänner, der aufgelösten Feuerwehr, zu einer anderen Feuerwehr gebe, werde diese 
dadurch aber nicht stärker. Das Wesen einer Feuerwehr bestehe in der Ortsverbundenheit und der 
direkten Nachbarschaftshilfe. Wenn die einmal über größere Instanzen gehe, funktioniere dies nicht 
mehr. Man solle froh sein, dass man es in Seewalchen so gut habe und versuchen vom Gemeinderat 
alle Unterstützung zu geben, denn im Endeffekt komme es allen zu Gute. Dieses Plädoyer hätte er 
sich aber vom Bürgermeister erwartet. 
 
Vizebürgermeister Schachl fügt hinzu, dass sicher keiner in diesem Raum bezweifle, dass die 
Feuerwehren Großartiges leisten und auch ihre finanziellen Beiträge dazu geben. Wenn man sich 
aber nun die heutige Tagesordnung und die Berichte des Bürgermeisters über den 
Gemeindevorstand ansehe, seien einige Punkte darauf zu finden, wo es um die finanziellen Beiträge 
an die Feuerwehren gehe. Das Problem sei aber, dass es einen Voranschlag gebe, welcher vom 
Gemeinderat beschlossen werde. Die Feuerwehren seien angehalten ihre Wünsche, sofern sie eben 
schon bekannt seien, dort unterzubringen. Nachträglich sei es nicht so einfach einen Betrag in der 
Höhe von € 10.000,- von irgendeinem Topf herzunehmen. Man wisse ganz genau, dass aufgrund 
eines mehrheitlichen Gemeinderatsbeschlusses der Überschuss aus dem Rechnungsabschluss des 
Vorjahres verbraucht worden sei. Daher sei im Gemeindevorstand die Überlegung gewesen, wie viel 
man sich wirklich leisten könne. Man habe es sich nicht leicht gemacht auf diesen Betrag von            
€ 5.000,- zu kommen. Wie schon GR. Huber gesagt habe, wenn man die Wünsche vorher geäußert 
hätte, hätte man vielleicht diese Umschichtung in irgendeiner Form vornehmen können. Jetzt sei es 
wieder einmal so weit, dass man durch den Antrag hier im Gemeinderat überrascht sei und Geld 
ausgebe, dass man sehr gerne hergebe, wenn man es habe. Die Frage sei, ob man nicht schon im 
Vorhinein den Wunschbetrag äußern und darüber sprechen hätte können, um dies finanziell 
absichern zu können. Er wundere sich über die Aussage von GR. Kaniak, da dieser immer für 
Vorsicht bei den Ausgaben und überlegtes Handeln plädiere. Nun sei es aber schon in der zweiten 
Sitzung so, dass man einfach sage, dass die paar Tausend Euro nicht viel seien. Wenn dies aber nun 
Schule mache, dann wisse er nicht wozu es Voranschläge bzw. mittelfristige Planungen gebe und 
irgendwann werden die Reserven aufgebraucht sein und dann möchte er die Vorschläge hören, wo 
das Geld herkommen solle.  
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer erklärt, dass es für ihn eine Frage der Wertschätzung sei. Er 
habe schon im Vorstand erwähnt, dass er sich bis zu 50 % vorstellen könne. Es sei nicht so, dass er 
dies nicht gesagt habe. Es sei dann aber so gewesen, dass € 5.000,- vorgeschlagen worden seien 
und er auch dafür gewesen sei. Er hätte sich aber auch € 20.000,- vorstellen können. Dass das Geld 
dann irgendwo abgehe, sei auch klar, aber er möchte anmerken, dass man mit dem Geld auch schon 
einen größeren Blödsinn gemacht habe. 
 
GR. Mayrhofer merkt an, dass Vizebürgermeister Weichselbaumer schon richtig gesagt habe, dass 
sie einen größeren Blödsinn gemacht haben. 
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Vizebürgermeister Schachl möchte sich gegen die Aussage von Vizebürgermeister Weichselbaumer 
wehren. Wenn Vizebürgermeister Weichselbaumer nun sage, dass man schon einen größeren 
Blödsinn gemacht habe, heiße dass, dass man jetzt einen Blödsinn mache. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass man einen Antrag und einen Gegenantrag habe. Dieses Spiel kenne 
man schon. Aus seiner Sicht möchte er zu dieser Causa schon noch ein paar Worte sagen. 
Grundsätzlich möchte er zum Gegenantrag anmerken, dass, obwohl er GR. Distler persönlich sehr 
schätze, sowie seinen Einsatz für die Feuerwehr, gerade GR. Distler als Feuerwehrmann und 
Antragsteller eventuell etwas befangen sei und es nicht eventuell besser gewesen wäre, wenn 
jemand anderer aus der Fraktion dies machen hätte sollen. Dessen ungeachtet verstehe er, dass 
GR.Distler, als Vertreter im Gemeinderat, seinen Kameraden in irgendeiner Form etwas schuldig sei. 
Grundsätzlich kommen solche Anträge nach einer entsprechenden Vorberatung in einem Gremium, 
einem Ausschuss bzw. einem Arbeitskreis zum Tragen. Der Vorschlag, der damals zur Diskussion 
gestanden sei, sei nicht von ihm aus der Luft gegriffen worden, sondern er habe versucht, sich mit 
dem Kommandanten ins Einvernehmen zu setzen, was denn die Erwartung sei. 
Der Bürgermeister möchte darauf hinweisen, dass die Bedeckung solcher Sondersubventionen 
immer aus dem laufenden Budget, also aus irgendwelchen Einnahmen genommen werden müsse. 
Man habe den sogenannten Subventionsbonustopf, welcher mit € 10.000,- dotiert sei und aus dem 
solche, während des Jahres auftretenden, Subventionsansuchen zu bedecken seien. Man sei heuer 
aber schon darüber.  
Jetzt beginne natürlich der Wettlauf um die Rücklagen und man sage einfach, dass man den Betrag 
aus einer Rücklage finanziere solle, da man sie Gott sei Dank noch habe. Nun müsse der 
Bürgermeister dem Gemeinderat schon einmal ins Gewissen reden. Alleine wenn er daran denke mit 
welcher Leichtigkeit in der Sitzung im April ein Zusatz- bzw. ein Gegenantrag gestellt worden sei, um 
Mehrkosten von € 170.000,- - bzw. wisse man nun, dass es sich um € 200.000,- handle -, zu 
beschließen. Und nun solle sich irgendjemand um die Finanzierung kümmern. Vermutlich mit der 
Hoffnung, dass man noch Rücklagen habe, welche entsprechend herangezogen werden müssen. 
Dies verstehe er als Bürgermeister und als Gemeindefinanzreferent, der immer darauf bedacht 
gewesen sei, mit sehr viel Sorgfalt die Gemeindefinanzen über die Jahre sicher zu stellen und auch 
die entsprechenden Rücklagen zu bewahren für schlechte Zeiten, nicht. Er könne dies nicht gut 
heißen. Wenn dies Schule mache, dann hören sich die Vorberatungen in den ganzen Gremien auf 
und man mache alles im Gemeinderat mit Anträgen, Gegenanträgen und Zusatzanträgen. Weiters 
höre sich die ordentliche Budgetierung und die Vorbereitung entsprechender Rahmenbedingungen 
für die einzelnen Teile der Gemeinde auf. Und es höre sich vor allen Dingen auf, dass man sich in 
irgendeiner Form noch auf irgendetwas verlassen könne. 
Grundsätzlich sei er immer davon ausgegangen, dass es entsprechende stillschweigende 
Übereinkünfte gebe und dass es auch hält, wenn man einmal etwas in einem Ausschuss ausmache. 
Wenn es nun Schule mache, dass es immer irgendwelche Gegen- bzw. Zusatzanträge gebe, dann 
werde er sich als Bürgermeister auch darauf einstellen. Dies werde er aber in Hinkunft auf alle Dinge, 
die auf die Gemeinde zukommen werden, im Vorfeld machen und nicht mehr leichtfertig zu 
irgendetwas ja sagen, wenn es um die Finanzen gehe. Er werde sich immer zurückhalten und diese 
Entscheidungen an den Gemeinderat weitergeben. Von ihm werde es dann keine Avisos mehr geben 
können. 
Er möchte nochmals betonen, dass er diesen Antrag auf € 10.000,- unterstütze. Wie GR. Kaniak 
vorher erwähnt habe, sei die Feuerwehr natürlich die Armee der Gemeinde im Sicherheitsfall. 
Natürlich sei er dafür, dass man die Feuerwehr unterstütze. Alles was nun so großtrabend gesagt 
worden sei, sei ein Zeichen der Wertschätzung.  
Wenn man ihm nun unterstelle, dass es eine geringere Wertschätzung sei, weil der Antrag um die 
Hälfte geringer sei, dann möchte er schon einmal fragen, ob es dann auch von den Feuerwehren so 
empfunden werde, dass dann, wenn vielleicht nicht das kommt, was in Erwartung sei, ihm dann als 
Bürgermeister vorgeworfen werde, dass es dann irgendeine geringere Wertschätzung gebe, als von 
irgendjemandem, der vielleicht aus irgendwelchen populistischen Gründen einen Antrag auf das 
Doppelte stelle. Denn dies sei wirklich sehr schnell herüber zu bringen.  
Er möchte nochmals anmerken, dass man so nicht weitermachen könne. In der letzten Sitzung habe 
es bei einem einzigen Punkt einen Antrag auf € 200.000,- Mehrkosten gegeben, welche aus 
irgendwelchen Rücklagen bedeckt werden sollen. Jetzt komme es wieder so kleinweise daher und 
man solle es wieder aus irgendeiner Rücklage bedecken. Prompt sind die Rücklagen blockiert. Denn 
auch wenn der Rechnungsabschluss eine sehr hohe Rücklagenanzahl ergeben habe, wisse man 
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dass ein Großteil dieser Rücklagen zweckgebunden sei. Nur wenige seien frei verfügbar. Summa 
summarum möchte er nochmal betonen, dass es so nicht gehe. Er unterstütze das, aber nur aus dem 
Grund, dass die Feuerwehr auch das Gefühl habe, dass er als Bürgermeister und erster 
Ansprechpartner für die Feuerwehr, dazu stehe. Stil sei dies aber keiner. 
 
GV. Berger ist der Meinung, dass es den Gemeinderat keinen Millimeter weiter bringe, wenn man hier 
mit Drohungen agiere. Es habe das letzte Mal in der Gemeinderatssitzung im April eine 
demokratische Entscheidung gegeben, welche mit demokratischen Mitteln herbeigeführt worden sei. 
Nun zu drohen, dass dies kein Stil und keine Manier sei und der Bürgermeister sage, dass er sich in 
Zukunft danach richten werde, sei sicherlich der falsche Weg für demokratische Entscheidungen, die 
hier nach besten Wissen und Gewissen gemacht werden. 
Es werde immer wieder Entscheidungen geben, die einen mehr glücklich und einen weniger glücklich 
machen. Es sei auch nicht ganz Ordnung wie von Vizebürgermeister Weichselbaumer gesagt worden 
sei, dass man schon mehr Blödsinn gemacht. Man mache, nach seiner persönlichen Sicht, nach 
besten Wissen und Gewissen die Entscheidungen. Es könne doch nicht sein, weil es jetzt hier einen 
Gegenantrag gebe, welcher der Feuerwehr mehr Spielraum gebe, dass solche Drohungen 
ausgestoßen werden. Man werde auch weiterhin versuchen die Entscheidungen so zu treffen, dass 
die Entscheidungen, welche es im Vorfeld gebe, auch nachher eingehalten werden. Es sei aber doch 
so, dass jede Fraktion die demokratische Meinungsfindung für sich ausnützen darf und dass es dort 
unter Umständen durchaus eine Meinung geben könne, wo auf demokratischen Weg innerhalb einer 
politischen Organisation eine andere Meinung entstehe, als die, die im Vorfeld in den verschiedenen 
Organisationen (Vorstand, etc.) von den entsprechenden Vertretern vertreten worden sei. Dies müsse 
doch legitim sein. Man solle die Entscheidung auf sachlicher Ebene treffen und nicht Drohungen bzw. 
Einschüchterung machen. Dies sei nicht der Weg. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er nicht wisse, welche Drohung er jetzt ausgesprochen haben 
solle. Dass was er gesagt habe, möge man bitte als Versprechung seinerseits im allgemeinen 
Verhalten den Gemeinderäten gegenüber und nicht als Drohung, ansehen. Er könne es sich nicht 
mehr länger erlauben, dass in absehbarer Zeit in jeder Gemeinderatssitzung einer oder mehrere 
Gegenanträge kommen, die auch finanzielle Auswirkungen haben. Dies sei wirtschaftlich nicht 
tragbar. Dies könne er nicht verantworten und müsse sich somit entsprechend auf gewisse Dinge 
zurückziehen, was er auch tun werde. 
Zur Wortmeldung von GV. Berger bezüglich der demokratischen Spielregeln möchte er noch ganz 
bewusst und vielleicht sogar provokant anmerken, dass es auch andere Spielregeln gebe und zwar 
die des Anstandes. Wenn in der Sitzung vom 11. April irgendjemand aus der SPÖ Fraktion, speziell 
GV. Berger, der eigentlich immer als Person sehr empfindlich sei, wenn irgendetwas nicht so laufe, 
wie er sich dies persönlich vorstelle, zum Telefonhörer gegriffen hätte und Vizebürgermeister 
Schachl, als seinen Vertreter angerufen hätte, um über das Problem Sachsenstraße und eine Lösung 
zu sprechen, hätte es überhaupt kein Problem ergeben. Er tue sich jetzt ein bisschen leicht, da er 
damals nicht da gewesen sei und nun fast als Außenstehender agiere. Es sei aber dasselbe Prinzip, 
wie nun bei der Feuerwehr. Es hätte überhaupt kein Problem ergeben, wenn nach der 
Fraktionssitzung der SPÖ ein Telefonanruf oder ein Besuch gekommen wäre, dass man sich dies mit 
der Feuerwehr nochmal ansehen solle. Nun aber mit einem Gegenantrag zu kommen, sei 
demokratisch natürlich legitim, ob es aber fair und richtig sei und für eine gute Zusammenarbeit helfe, 
lasse er dahin gestellt. 
 
GR. Kaniak möchte zur Wortmeldung von GV. Berger anmerken, dass der Gemeinderat auf dem 
Boden der Demokratie sei und auch die Rechte des einzelnen Mandates zustehe. Hier habe der 
Bürgermeister aber als Finanzreferent, wie auch als Bürgermeister, der die Verwaltung der Finanzen 
über habe, sicherlich Recht. Man könne nicht demokratisch bestimmen und dann stehe kein Geld zur 
Verfügung, denn dann höre sich die Demokratie auf. Dies sei das Spannungsfeld. Jeder im 
Gemeinderat sei so vernünftig zu verstehen, dass man nicht überdimensionale Forderungen stellen 
könne. Wenn man sich die heutige Tagesordnung ansehe, sehe man den Basketballplatz mit             
€ 32.000,00, die Bibliothek mit € 71.000,00, Pfahlbau mit € 145.000,00 und die Schiffsanlegestelle mit 
€ 240.000,00. Hier komme einiges zusammen. Es sei sinnlos, wenn man ein Objekt durch ein 
anderes ausspiele, weil durch diese demokratischen Gepflogenheiten Mehrheiten für einige Projekte 
bestünden. Jetzt sei die Frage für den Bürgermeister und den Finanzreferent was Priorität habe und 
was die Gemeinde wirklich brauche. Er frage sich, ob man eine Schiffsanlegestelle brauche, die 
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keinem etwas nütze, man aber dafür zahle. Diese Entscheidung müsse aber von der Mehrheit 
kommen. Man könne nur warnen und hinweisen oder Wünsche äußern. Die Verwaltung und die 
Durchführung müsse die Gemeinde machen. 
 
Der Bürgermeister merkt an, dass es genau dafür jeden Herbst die entsprechenden Vorberatungen 
gebe. Es gebe den mittelfristigen Finanzplan und Projekte, die nicht darin enthalten seien, welche 
kurzfristig kommen, sowie z.B. der Basketballplatz bzw. der Pfahlbau Infopavillon. Anschließend gebe 
es einen entsprechenden Vorschlag, ob man es ins Budget hineinnehmen könne und sobald es im 
Budget drinnen sei, könne man es umsetzen. 
€ 200.000,- für den Straßenbau, welche nicht im Budget enthalten seien, mit einem Zusatzantrag zu 
beschließen, sei heftig. 
 
EG. Hoyer möchte anmerken, dass man es einfach von der Seite sehen müsse, dass einen 
Subventionswunsch gebe. Normalerweise sei es üblich, dass bei einem Antrag auf Subvention von 
Haus aus ein Betrag hinein geschrieben werde. Er finde es nicht passend, dass die Feuerwehr am 
Tag der Gemeinderatssitzung mit einem Antrag komme und erstmalig eine echte Zahl nenne. 
 
Der Bürgermeister unterbricht EG. Hoyer und merkt an, dass die Aussage so nicht richtig sei. Die 
Feuerwehr habe schon vor 14 Tagen den Antrag gestellt, aber ohne Summe. 
 
EG. Hoyer erklärt, dass er genau das gemeint habe. Heute am Tag der Gemeinderatssitzung sei 
erstmalig ein Betrag bekannt gegeben worden. Er finde es klarerweise als Zeichen des Anstandes, 
dass wenn man eine Subvention möchte, auch einen Betrag hineinschreibe. Da sich der 
Gemeindevorstand darüber intensiv beraten habe und aufgrund der Budgetsituation sollte man 
einfach auf dem € 5.000,- Betrag bleiben und diesen der Feuerwehr mit Freuden als Subvention 
genehmigen. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte sich für das Wort „Blödsinn“ entschuldigen, da dieses 
Wort wirklich schlecht angekommen sei. Er erklärt, dass man in Österreich für ziemlich viele Dinge 
Geld habe, ob dies die Kyoto Protokollverfehlung, die Griechenlandhilfe oder die Bankenrettung sei. 
Es sei für gewisse Dinge ein Geld da, für andere Dinge (Gesundheitssystem, Pensionen, etc.) sei 
wenig Geld da. Dies sei einmal so gegeben. 
In der Gemeinde müsse man natürlich sparen, aber er wisse auch, dass man ungefähr 1,8 Millionen 
Euro Rücklagen habe. Dass man diese Rücklagen nicht für dies verwenden dürfe bzw. dass man das 
Geld nicht hinausschmeißen dürfe, sei klar. Diese Thematik, ob die Feuerwehr € 5.000,- oder            
€ 10.000,00 bekommen solle, wenn man wisse, dass man gewisse Rücklagen habe, finde er auch 
nicht richtig. Der Antrag sei nun da und man solle darüber abstimmen. Die Feuerwehr werde mit        
€ 5.000,00 auch glücklich, nehme Vizebürgermeister Weichselbaumer an, aber sonst sollen sie die € 
10.000,- erhalten. 
 
EG. Kölblinger müsse nochmals nachfragen, da der Bürgermeister gesagt habe, dass er mit dem 
Kommandanten bezüglich der Summe gesprochen habe, ob er in diesem Gespräch die € 5.000,- 
vorgeschlagen habe und der Kommandant damit einverstanden gewesen sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er nicht sage, was man in diesem Gespräch besprochen habe. Es 
habe aber ein Gespräch gegeben. Er müsse natürlich auch einmal ausloten, was die Erwartungen 
seien und ob man diese Erwartungen bedecken könne. Was nun hier darin stehe, sei sozusagen der 
Ausschluss aus diesen verschiedenen Überlegungen. 
 
GV. Hemetsberger merkt an, dass es zwei Diskussionen gebe. Die Antragstellung von € 10.000,- , 
Vizebürgermeister Weichselbaumer habe gemeint, dass er sich auch € 20.000,- vorstellen hätte 
könne. Alle sieben Mitglieder des Vorstandes haben einhellig € 5.000,- beschlossen, welches die 
Angabe des Bürgermeisters gewesen sei, was sich der Kommandant vorstelle. Die Fraktion der FPÖ 
stehe zu diesen € 5.000,- , die die Feuerwehr Seewalchen bekommen solle. 
 
GV. Haberl möchte noch kurz etwas hinzufügen, da sie auch im Vorstand sei. Es sei um den 
budgetierten Subventionstopf von € 10.000,- gegangen, mit welchem man einige Subventionen 
bezahlen müsse. Für sie sei es ganz klar gewesen, dass es die Feuerwehr Steindorf, Kemating und 
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Seewalchen gebe. Die Wertschätzung sei dahin gestellt. Diese sei sicherlich da und für alle wichtig, 
aber man müsse sich auch nach der Decke strecken und es seien einhellig € 5.000,- ausgemacht 
worden. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Distler gestellten Gegenantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 11 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Bürgermeister 
   SPÖ-Fraktion: 10  
      

Gegen den Antrag 11 Stimmen ÖVP-Fraktion: 9 

Dachs-Machatschek, Haberl, 
Seiringer-Gaubinger, Moser, Reiter, 
Wechselauer, Huber, Bauer, 
Mayrhofer 

   FPÖ-Fraktion: 2 Hoyer, Kaniak 
 

Stimmenthaltungen 9 Stimmen ÖVP-Fraktion: 4 Schachl, Vogel, Gschwandtner, Geist-
Krojer 

   FPÖ-Fraktion: 3 Leeb-Dorfer, Hemetsberger, 
Liehmann 

   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Der Bürgermeister möchte betonen, dass man mit diesem Punkt eine Premiere gehabt habe. Man 
habe sich über einem Feuerwehrpunkt noch nie auf Diskussionen einlassen müssen. Dies solle bitte 
nicht wieder vorkommen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
3.  Feuerwehr 

Ansuchen der Freiwilligen Feuerwehr Kemating zum Ankauf von Atemschutzgeräten 
 
Bgm. Reiter: 
Die FF.  Kemating ersucht mit Ansuchen vom ………… (eingelangt am 22. März 2013) um die 
Finanzierung der neuen Atemschutzgeräte mit einem Anschaffungspreis von € 5.960,- . Nähere Infos 
zu den geplanten Anschaffungen sind den im Akt befindlichen Unterlagen zu entnehmen. 
Lt. Auskunft von Kdt. Huber wird die im Vorstand noch offene Frage bezüglich Transport bzw. 
fachgerechten Einbau der Atemschutzgeräte im bestehenden KLF seitens der FF Kemating 
sichergestellt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die Kosten in Höhe von    
€ 5.960,00 für die Anschaffung von Atemschutzgeräten für die FF Kemating zu übernehmen 
diese aus der ÖKK-Rücklage zu bedecken.  

 
GV. Hemetsberger merkt an, dass auch dieser Punkt im Gemeindevorstand einhelligen beschlossen 
worden sei und man dazu stehe. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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4.  Feuerwehr 

Ernennung eines Pflichtbereichskommandanten (Stellvertreter) 
 
Bgm. Reiter: 
Gem. § 9 Oö. Feuerwehrgesetz hat der Gemeinderat aus den Reihen der Kommandanten der 
einzelnen Feuerwehren einen Pflichtbereichskommandanten (Stellvertreter) mit Bescheid zu 
ernennen. Durch die heuer erfolgten Neuwahlen bei den Wehren ist diese Bestellung durch den 
Gemeinderat neuerlich vorzunehmen. Nach Rücksprache mit den Feuerwehren sollen wie bisher 
Roman Sumereder als Pflichtbereichskommandant und Martin Schallmeiner als -stellvertreter ernannt 
werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

Roman Sumereder zum Pflichtbereichskommandanten und Martin Schallmeiner als 
Pflichtbereichskommandantenstellvertreter zu ernennen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
5.  Straßenbau 2013 

Finanzierung 
 
Bgm. Reiter: 
Für den Gemeindestraßenbau 2013 sind im Budget des außerordentlichen Haushalts Ausgaben in 
Höhe € 200.000.- vorgesehen. Durch die in der Gemeinderatssitzung vom 11. April 2013 erfolgten 
Zuschlagsentscheidungen bzw. aufgrund des Zusatzauftrages, anstatt eines Teiles, die gesamte 
Sachsenstraße zu sanieren, ergeben sich aus heutiger Sicht im Jahr 2013 lt. vorliegendem 
Finanzierungsentwurf geschätzte Gesamtbaukosten (incl. Planung u. Bauleitung)  in Höhe von             
€ 525.600,- . 
Die dadurch entstehenden Mehrkosten von € 325.600,- gegenüber dem vorgesehenen 
Straßenbaubudget müssen mit zusätzlichen Eigenmitteln (SÜ 2012) in Höhe von € 150.700,- sowie 
einer Entnahme aus der ÖKK – Rücklage in Höhe von € 174.900,- bedeckt werden. Die 
Gesamtfinanzierung ist dem im Akt befindlichen Finanzierungsentwurf samt Projektaufstellung zu 
entnehmen. 
 
Der Arbeitskreis Finanzen hat sich in seiner Sitzung am 25. April 2013 mit dem Thema 
Straßenbaufinanzierung und den zu erwartenden Mehrkosten im Jahr 2013 intensiv beraten und sich 
dabei einhellig für die Durchführung und Finanzierung der vorgesehenen Bau-maßnahmen 
ausgesprochen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des AK – Finanzen den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
 
Der Bürgermeister möchte die Diskussion nicht wieder anfangen. Er habe bereits gesagt, was er sich 
zur Sitzung vom 11. April gedacht habe. Er habe im Arbeitskreis Finanzen für diesen 
Finanzierungsplan gestimmt, da wie GV. Berger bereits erwähnt habe, dies alles Beschlüsse seien, 
die auf demokratische Art und Weise zustande gekommen seien und diesen gilt es sich zu fügen. 
Inhaltlich stimme er der gänzlichen Sanierung sowieso zu, aber man hätte sich das ganze Theater 
auch sparen können durch einen vernünftigen „Zwei-Etappen-Bauplan“. Die Entscheidung sei im 
Gemeinderat durch eine demokratische Mehrheit gefallen und nun gilt es diese von ihm, als 
Finanzreferent, umzusetzen, obwohl ihm diese Summe weh tue. Es sei ein Wahnsinn was hier 
passiert sei. Er stehe aber dazu diesen Finanzierungsplan wie vorliegend zu genehmigen. 
 
EG. Hoyer möchte betonen, dass es alle Jahre eine ganze Reihe von Anträgen, den Straßenbau 
betreffend, gebe. Man müsse sich also fragen, warum es denn so viele Anträge und Abänderungen 
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gebe. Ein ganz wesentlicher Punkt liegt offensichtlich in der Vorbereitung dieser Anträge für die 
Gemeinderatssitzungen. Man müsse sich hierfür wie immer die Kosten ansehen. Für die Vorbereitung 
sei der Bauausschuss bzw. dessen Obmann verantwortlich. Man müsse sich nun die Details dazu 
ansehen, wie zum Beispiel, dass die Sanierung Feldweg-Ainwalchen-Gerlham gegenüber der 
Kostenschätzung um 31 % teurer sei, die Sanierung Parkplatz-Kirche-Friedhof um 79 % teurer sei, 
die Zufahrt Strandbad komischerweise um 25 % billiger sei, die Aufhöhung Promenade um 16 % 
teurer sei und was alles schlage die Straßenbeleuchtung Höhenweg um 85 % teurer sei als die 
Kostenschätzung. Hierzu könne er nur sagen, dass der zuständige Obmann dieses Ausschusses 
nicht in der Lage sei sich die Kostenschätzungen mit dem dafür Verantwortlichen so anzusehen bzw. 
aufzubauen, dass die Kostenschätzung mit der Vergabesumme übereinstimme. 
 
Der Bürgermeister fragt EG. Hoyer, ob dies wirklich sein Ernst sei. 
 
EG. Hoyer bejaht diese Frage. 
 
Der Bürgermeister fragt EG. Hoyer, ob es wirklich sein Ernst sei, dass dies die Aufgabe des 
Obmannes sei. Der Bürgermeister fährt fort, dass er EG. Hoyer wirklich sehr schätze, aber was er 
teilweise in Gemeinderatssitzungen für einen Blödsinn von sich gebe. 
 
EG. Hoyer unterbricht den Bürgermeister und rät ihm sich mit solchen Äußerungen zurück zu halten. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er sich nun nicht mehr zurück halte. 
 
EG. Hoyer kontert, dass es klarerweise einen Verantwortlichen gebe und dies der Obmann dieses 
Ausschusses sei, welcher dies vorprüfen müsse. 
 
Der Bürgermeister kontert, dass gerade EG. Hoyer als langjähriger Ziviltechniker wisse, dass es dafür 
Zuständige gebe. 
 
EG. Hoyer erklärt, dass wenn er an der Donau solche Kostenschätzungen mit solchen Beträgen 
abgesegnet hätte, man nicht bei 180 Millionen sondern weiß Gott wo gewesen wäre. Es sei 
überhaupt keine Frage, dass eine Führungspersönlichkeit Führungsqualitäten anwenden müsse. 
Wenn die Kostenschätzungen und die Vergabesummen identisch seien, dann müsse man nicht 
ständig bei Tagesordnungen über Erhöhungen diskutieren. EG. Hoyer erklärt, dass man diesem 
Finanzierungsplan klarerweise zustimme. Er würde aber bitten, dass man zukünftig bei der 
Ausarbeitung des Umfanges der zu erbringenden Leistung sorgfältig vorgehe und sich dann die 
Kostenschätzung genau ansehe. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass er dem letzten Teil der Wortmeldung von EG. Hoyer hundertprozentig 
zustimme, aber irgendwelche unterschwelligen Anmerkungen, dass der Obmann hierfür 
verantwortlich sei usw. finde er nicht in Ordnung. 
EG. Hoyer wisse genau, dass man für diese Kostenschätzungen Angebote von der Jahresbaufirma 
auf Basis eines bestehenden acht Jahres Bauauftrages herangezogen habe. Dass natürlich dort die 
Preise andere seien, als wenn man dies gänzlich neue abfrage, werde EG. Hoyer als Experten, wohl 
klar sein. Er gebe EG. Hoyer aber vollkommen Recht, dass dies ein wenig optimiert werden müsse. 
 
EG. Hoyer erwidert, dass es nicht nur ein bisschen, sondern grundlegend geändert werden müsse. 
Dies sei relativ einfach. Auch GV. Berger werde ihm Recht geben, dass man einen 
Quadratmeterpreis aus allen Aufträgen, die man habe, ausrechnen könne und dann habe man den 
Preis im Griff. Dies sei relativ einfach, nur die Definierung gehöre gescheit gemacht. Er würde 
ersuchen dies sehr intensiv zu machen, dann habe man keine Diskussion und freue sich über schöne 
Straßenbaustellen und ordentliche Abwicklungen. 
 
Der Bürgermeister möchte nochmals anmerken, dass EG. Hoyer wirklich ein Expert sei und sich hier 
gut auskenne. Der Bürgermeister fragt sich aber, warum er sich bei diesen Sachen nicht auf Sachen 
beschränke, die wirklich Substanz und Hand und Fuß haben. EG. Hoyer müsse immer irgendwelche 
Verantwortliche suchen, zurzeit habe er Vizebürgermeister Schachl im Visier. 
Man sitze aber im selben Boot und müsse zusammen arbeiten. 
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GR. Kaniak möchte zu dieser Entgleisung, dass EG. Dipl.-Ing. Hoyer dauernd so einen Blödsinn im 
Gemeinderat erzähle, feststellen, dass EG. Hoyer einer der kompetentesten Leute auf diesem Sektor 
sei und dass es im Sinne der Gemeinde sei im Vorausschauen schon die Kosten möglichst 
annähernd zu erfassen. Um mehr gehe es ja gar nicht. EG. Hoyer habe auch die positive Entwicklung 
bei manchen Dingen aufgezählt. Das heiße, dass man zu objektivieren versuche. Es könne aber nicht 
so sein, dass kein Mensch zuständig sei. Es sei der Auftraggeber zuständig, der dem Gemeinderat 
diese Vorschläge mache und der Gemeinderat müsse dies dann absegnen und auch Fehlleistungen 
absegnen. Man lasse ihn nicht in der Luft hängen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er hier vollkommen bei GR. Kaniak sei. Vizebürgermeister Schachl 
sei aber nicht der Auftraggeber, er betreue den Ausschuss. Wann dann hätte man auf ihn als 
Bürgermeister hin picken können, weil er das Amt vielleicht nicht entsprechend ausübe. 
 
GR. Mayrhofer wollte fragen, ob EG. Hoyer in den Bauausschusssitzungen nur als Zuhörer oder als 
Ersatzmitglied oder sogar teilweise als stimmgebendes Mitglied dabei sei, denn dann hätte man 
schon früher etwas sagen können. 
 
EG. Hoyer kontert, dass GR. Mayrhofer dann anscheinend nicht aufgepasst haben dürfte, denn im 
Bauausschuss habe er dies genau so vorgebracht wie heute. 
 
GR. Bauer fragt sich, ob EG. Hoyer zum Beispiel bei der Donau auch als Gemeinderat oder als 
Ersatzgemeinderat oder als Obmann eines Ausschusses gewesen sei, wenn er Vizebürgermeister 
Schachl schon als Verantwortlichen heranziehe und in derselben Weise von verantwortlich spreche. 
 
EG. Hoyer antwortet, dass er dort als verlängerter Arm der Behörde fungiert habe. 
 
GR. Bauer erklärt, dass genau dies der Punkt sei. EG. Hoyer sei dort als Fachmann verantwortlich 
gewesen und Vizebürgermeister Schachl sei hier nicht als Fachmann, sonder als Obmann eines 
Ausschusses eben nicht dafür verantwortlich. 
 
EG. Hoyer erwidert, dass es dann hierfür Kurse zur Fortbildung gebe. 
 
GR. Wechselauer glaubt, dass man jetzt nicht unbedingt auf die Diskussion mit EG. Hoyer eingehen 
müsse. Obwohl er anmerken möchte, dass sich auch EG. Hoyer schon ein paar Mal im Gemeinderat 
geirrt habe. GR. Wechselauer müsse hier nur an das Füllbecken in Litzlberg denken. Hier habe er 
einmal im Kopf mitgerechnet und dann hätte das Becken 20 m³ Füllmenge. 
Es passiere, dass man einmal eine Zahl verwechsle oder einen Akt holen müsse, weil etwas nicht 
klar gewesen sei. Er möchte hierauf aber nicht eingehen. Er möchte damit nur feststellen, dass jeden 
einmal ein Fehler unterlaufen könne. GR. Wechselauer glaube aber auch, dass der Obmann des 
Ausschusses nicht für die sachliche Richtigkeit der Ausschreibungen zuständig sei. Hierfür habe man 
Fachleute, wie zB. die Zivilingenieure. 
GR. Wechselauer möchte aber nochmals auf den Straßenbau zurückkommen und auch gleichzeitig 
kundtun, dass er sich bei diesem Antrag der Stimme enthalten möchte. Er habe im April schon 
gesagt, dass er es absolut nicht richtig finde über Summen per Zusatzantrag, wie in GV. Berger 
gestellt habe, im Gemeinderat abzustimmen. Er finde das absolut unpassend. Er frage sich noch 
immer, wozu man einen Ausschuss für Finanzen, einen Bauausschuss und eine mittelfristige 
Finanzplanung habe, wenn man per Zusatzantrag über € 170.000,- abstimme und in anderen Fällen 
über die Bedeckung von € 5.000,- minutenlang diskutiere. Daher werde er diesem Antrag sicherlich 
nicht zustimmen, sonder sich enthalten und damit auch zum Ausdruck bringen, dass er mit dieser 
Vorgangsweise im Gemeinderat überhaupt nicht einverstanden sei. 
 
Vizebürgermeister Schachl möchte ganz kurz erklären, wie auch bereits im Bauausschuss gesagt, 
dass Herr Ing. Irrgeher in seinen Erläuterungen im Prüfbericht klar zum Ausdruck gebracht habe, 
warum es zu diesen divergierenden Zahlen gekommen sei. Er wisse nicht, ob EG. Hoyer sich dies 
angesehen habe, aber es sei dort festgestellt, warum es so unterschiedliche Zahlen gegeben habe. 
Was natürlich unerfreulich sei und nicht so sein sollte. Aber wie auch der Bürgermeister bereits erklärt 
habe, werde man in Zukunft noch mehr Augenmerk auf die Kostenschätzungen legen. 
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GV. Hemetsberger möchte zur Sache anmerken, dass wenn € 180.000,- in den Straßenbau gegeben 
worden seien, man sich beim nächsten Mal schon überlegen müsse, ob dies im Vorausschauen 
schon die richtigen Zahlen seien. Nun habe man eine Gesamtsumme von € 525.000,-. Der zweite Teil 
der Sachsenstraße könne dann nicht der Hauptgrund sein. Natürlich sei die Erhöhung nun dabei, 
aber dann sei dies auch schon zu gering angesetzt, denn dann könne man nur die erste Hälfte der 
Sachsenstraße machen und sonst nichts im Gemeindegebiet. € 180.000,- bzw. € 200.000,- für den 
Straßenbau für das gesamte Gebiet seien einfach zu wenig.  
 
Der Bürgermeister erwidert, dass die € 200.000,- in einem mittelfristigen Finanzplan enthalten seien, 
den man im Gemeinderat beschlossen habe. Er glaube sogar, dass die Fraktion der FPÖ zugestimmt 
habe, dass der mittelfristige Finanzplan mit den jährlichen € 200.000,- Straßenbau beschlossen 
werde. 
 
GV. Hemetsberger kritisiere nicht dies, sondern dass die Summe zu wenig für den gesamten 
Straßenbau sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass die FPÖ dies damals auch schon wissen hätte können, sie aber 
zugestimmt haben. 
 
GV. Hemetsberger frage sich, ob dies alles stimmen könne, wenn er zum Beispiel von gigantischen 
Grabarbeiten am Höhenweg höre. 
 
GR. Huber erklärt, dass es für ihn zwei Seiten gebe. Das eine sei die demokratische Seite, wo eine 
Mehrheit entstanden sei, ob mit großer oder geringer Mehrheit. Auf der anderen Seite sei er es aber 
schon gewohnt und schätze es auch sehr, dass man zuerst einmal eine Planung aufstelle, dann 
schaue, wo man die Budgetmittel habe, einen Finanzierungsplan aufstelle und dann das Ganze zur 
Umsetzung bringe. Hier sei dies, seiner Meinung nach, komplett falsch gelaufen. Man könne nicht 
zuerst etwas beschließen und dann schauen, wo man das Geld herbringe. Deshalb werde er sich 
auch heute enthalten, obwohl es eine demokratische Mehrheit gegeben habe. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 21 Stimmen ÖVP-Fraktion: 4 Bürgermeister, Schachl, Haberl, 
Moser 

   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 3 Stimmen ÖVP-Fraktion: 3 Bauer, Gschwandtner, Mayrhofer 
 

Stimmenthaltungen 7 Stimmen ÖVP-Fraktion: 7 
Vogel, Dachs-Machatschek, 
Seiringer-Gaubinger, Reiter, 
Wechselauer, Huber, Geist-Krojer 

 
 
 
 
 
6.  Basketballanlage 

Finanzierungsplan zur Errichtung eines Basketballplatzes Rosenau 
 
Bgm. Reiter: 
Zur Errichtung der Basketballanlage Rosenau liegt seitens der Gemeindeabteilung des Landes (IKD) 
ein Finanzierungsplan mit einer Gesamthöhe von € 32.000,- zur Beschlussfassung vor.  
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des AK – Finanzen den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
7.  Bibliothek 

Finanzierungsplan zur Einrichtung der Gemeindebibliothek 
 
Bgm. Reiter: 
Zur Einrichtung einer öffentlichen Bücherei liegt seitens der Gemeindeabteilung des Landes (IKD) ein 
Finanzierungsplan mit einer Gesamthöhe von € 71.400,- zur Beschlussfassung vor.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des AK – Finanzen den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
8.  Pfahlbau - Info - Pavillon 

Finanzierungsplan zur Errichtung eines Pfahlbau – Info - Pavillons 
 
Bgm. Reiter: 
Zu Errichtung des Pfahlbau-Info-Pavillons liegt seitens der Gemeindeabteilung des Landes (IKD) ein 
Finanzierungsplan mit einer Gesamthöhe von € 145.000,- zur Beschlussfassung vor.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des AK – Finanzen den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
EG. Hoyer habe bei der Bauausschusssitzung die Idee eingebracht, dass man betreffend der 
Gestaltung dieses Pavillons mit Herrn Maul über eine Ergänzung hinsichtlich einer Präsentation der 
Marktgemeinde Seewalchen als Begrüßung vor Ort sprechen solle. Der Bürgermeister habe gesagt, 
dass er mit Herrn Maul darüber sprechen werde. EG. Hoyer möchte wissen, was bei diesem 
Gespräch heraus gekommen sei. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass es am kommenden Dienstag wieder eine Gemeindschaftssitzung 
gebe, wo Vertreter aller drei Gemeinden dabei seien. Er werde dies dort vortragen. Herr Maul sei nur 
für die Gestaltung der Architektur zuständig. Für die inhaltliche Gestaltung sei das Kuratorium 
Pfahlbauten zuständig, welches beim Bildungsministerium angesiedelt sei. Wenn es irgendwelche 
freien Flächen gebe, dann könne man gerne eine Folie der jeweiligen Orte mitgestalten. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
9.  Vorfinanzierungen 

Vorfinanzierungen diverser Projekte 2013 
 
Bgm. Reiter: 
Für die Projekte Basketballplatz, Bücherei, Info-Pavillon und Schiffsanlegestelle werden Landes- u. 
Bedarfszuweisungmittel sowie Leaderförderungen gewährt. Die Gesamthöhe der zu erwartenden 
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Förderungen betragen € 268.000,- . Davon sind € 238.000,- für das Jahr 2013 und € 30.000,- für das 
Jahr 2014 zugesagt. Es werden also je nach Einlangen der Fördergelder Zwischenfinanzierungsmittel 
erforderlich. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die einstimmige Empfehlung, die zugesagten Fördermittel in Form von  zinsenlosen inneren 
Darlehen mit € 100.000,- aus der Abfallrücklage und € 168.000,- aus der RL für Arbeit u. 
Wirtschaft bis zum Eintreffen der zugesicherten Fördermittel, vorzufinanzieren! 

 
GR. Liehmann habe unlängst gesehen, dass es eine Begehung auf der Bootsvermieter Seite 
gegeben habe. Er möchte wissen, ob es schon Auftragserteilungen für diese Brücke gebe. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass der Auftrag im letzten Vorstand an das Ingenieurbüro Meinhart für 
die Detailplanung und für das Leistungsverzeichnis gegangen sei. Nachdem gerade dieser Übergang 
vom Bootseinlass zum Bootshaus noch detailliert geplant werden müsse, habe es diese Begehung 
gegeben. 
 
EG. Hoyer habe schon im Bauausschuss die Bitte ausgesprochen, dass man hinsichtlich dieser 
Anlegestelle nicht die Wortwahl „Anlegestelle“, sondern die im Gesetz festgelegte Wortwahl „gesamte 
Schifffahrtsanlage“ verwende, welche sich vom Beginn der Promenade bis hinaus erstrecke, da dies 
eine Einheit sei. Wenn man hier nur Anlegestelle sage, sei dies eine völlig falsche Deklaration. Dies 
habe nämlich auch ganz wesentliche rechtliche Bestimmungen, da dort genügend Risiken gegeben 
seien. Noch dazu, da die Gemeinde als Beantrager der wasserrechtlichen Bewilligung und die Firma 
Stern als anderer auftrete. Das heiße, dass hier viele Interessen aneinander greifen und daher bitte er 
wirklich bei dieser Terminologie zu bleiben, da dies eine sehr heikle Sache sei. Über die Risiken, die 
dort noch aufgeteilt werden müssen, habe man bereits gesprochen, da hierfür noch viele Verträge 
gemacht werden müssen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er sich hier noch erkundigen werde, da EG. Hoyer, nicht nur mit 
der Steganlage an sich, sondern auch mit Steganlagenbezeichnung ein Problem habe. 
Multifunktionale Steganlage habe ihm überhaupt nicht gefallen. 
 
EG. Hoyer möchte zu diesem Punkt noch anmerken, dass man allen Vorfinanzierungen und 
Finanzierungen zustimme, nur natürlich nicht der Schifffahrtsanlage. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 1 Stimme FPÖ-Fraktion: 1 Liehmann 
 

Stimmenthaltungen 4 Stimmen FPÖ-Fraktion: 4 Hoyer, Kaniak, Hemetsberger, Leeb-
Dorfer 

 
 
 
 
10. Regatta 
  Neuerliche Bewerbung um Teilnahme am EU-Regionalförderprogramm LEADER 2014 – 2020 
 
Bürgermeister Mag. Reiter nimmt als Obmann der Regatta seine Befangenheit wahr und übergibt den 
Vorsitz an Vizebgm. Schachl.  
 
Vizebgm.Weichselbaumer nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
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Vizebgm. Schachl: 
Der Vorstand des Regionalentwicklungsvereines REGATTA hat in seiner Sitzung am 8.10.2012 eine 
positive Bilanz über die bisherigen LEADER-Projekte und das LEADER-Management der REGATTA 
gezogen, und daher einstimmig empfohlen, sich für die neue LEADER-Förderperiode 2014-2020 
wieder zu bewerben. Somit könnten ab 2014 wieder EU-Fördermittel in die Region fließen. Die 
endgültige Auswahl der LEADER-Regionen wird wohl erst im Laufe des Jahres 2014 erfolgen. 
Für die neuerliche Bewerbung der REGATTA als LEADER-Region ist es notwendig, dass in den 
nächsten Wochen und Monaten in den Gemeinderäten der 12 Regionsgemeinden Seewalchen, 
Schörfling, Aurach, Weyregg, Steinbach, Nussdorf, Attersee, St. Georgen, Berg, Straß, 
Weißenkirchen und Gampern zunächst entsprechende Grundsatzbeschlüsse gefasst werden, um die 
Bewerbung der REGATTA für die Förderperiode 2014-2020 vorbereiten zu können, und damit 
eventuell wieder am LEADER-Programm teilnehmen zu können. 
 
Der REGATTA-Vorstand ersucht daher die beteiligten Regionsgemeinden, die erforderlichen 
Beschlüsse zu fassen. 
 
Vizebgm. Schachl stellt den 1. Antrag,  
 folgende Grundsatzbeschlüsse zu fassen: 
 

• die neuerliche Bewerbung der REGATTA für die Teilnahme am 
LEADERFörderprogramm der EU für 2014 - 2020 zu befürworten 

 
• das REGATTA-Management mit der Erstellung des erforderlichen regionalen 

Entwicklungsplanes 2014-2020 für die Region Attersee-Attergau (REGATTA) als Basis 
des LEADER-Antrags zu beauftragen und am Planungsprozess aktiv teilzunehmen. 

 
• der Aufnahme von eventuell weiteren Gemeinden in die REGATTA, die eine „sinnvolle 

Abrundung“ der Region ergeben würden zuzustimmen. 
 

• Falls die Landes- bzw. Bundesvorgaben für die Wiederbewerbung eine 
Regionsvergrößerung sinnvoll oder notwendig machen, den REGATTA-Vorstand zu 
ermächtigen, entsprechende Verhandlungen zu führen (vorzugsweise mit der LEADER-
Region Mondseeland). 

 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Vizebgm. Schachl stellt den 2. Antrag,  

die für die Basisfinanzierung des LEADER-Managements im Jahre 2014 und allenfalls noch 
im 1.Quartal 2015 erforderlichen Gemeindebeiträge zur Verfügung zu stellen. 

 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Bürgermeister Mag. Reiter übernimmt wieder den Vorsitz.  
 
 
 
11. Straßenangelegenheit 

Einführung einer Straßenbezeichnung 
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
 
Die Straße zu den neuen Betrieben auf dem ehem. HIL-Areal soll eine eigene Straßenbezeichnung 
erhalten. Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung einstimmig für den Namen „Gewerbegebiet 
Ager“ ausgesprochen. 
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Die künftige Straßenbezeichnung soll für die gesamte Straße, beginnend bei der Abzweigung von der 
B151 bis zum Ende der Straße bzw. zum Ende der neuen Parzellierung gelten.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses für die frühere Zufahrt zum 
ehem. HIL-Areal gem. beiliegendem Lageplan die Straßenbezeichnung „Gewerbegebiet 
Ager“ einzuführen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
12. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung von Teilflächen der Grundstücke Nr. 
492/1 und 467, KG. Litzlberg, von Grünland in Bauland „Dorfgebiet“ (Bereich Haining) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr Johann Reichl hat mit Eingabe vom 24.2.2013 die  Umwidmung der Grundstücke Nr. 492/1 und 
467, beide KG. Litzlberg, von derzeit Grünland „Land- und Forstwirtschaft“ in Bauland „Dorfgebiet“ 
beantragt. Die beantragte Umwidmungsfläche liegt im Bereich der Ortschaft Haining und schließt im 
Osten und Westen an gewidmetes und teilweise bebautes Dorf- und Wohngebiet an.  
Der Umwidmungsantrag ist durch das ÖEK nicht gedeckt; daher ist eine Änderung des ÖEK 
erforderlich. 
Der Gemeinderat hat am 12.4.2012 ein gleichlautendes Ansuchen abgelehnt. Auch wurde im Vorfeld 
bereits mehrfach der Wunsch auf Umwidmung dieser Flächen eingebracht und wurde durch die 
Abteilungen Raumordnung und Naturschutz des Amtes der Oö. Landesregierung negativ beurteilt.  
Die fachliche Stellungnahme des Ortsplaners beim letzten Ansuchen war ebenfalls negativ.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses dem gegenständlichen 
Ansuchen aufgrund der seit der letzten Entscheidung unverändert gebliebenen Sach- und 
Rechtslage nicht zuzustimmen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
13. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 
3297, KG Seewalchen, von Grünland  Bauland „Dorfgebiet“ (Bereich Reichersberg)  

 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt! 
 
 
 
14. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf - Siedlung“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 1745/2, 
KG Seewalchen  

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr Christian Gruber und Frau Barbara Polansky haben mit Eingabe vom 7.4.2013 um Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ betreffend das Grundstück           
Nr. 1745/2, KG Seewalchen, angesucht. Die Änderung wird mit dem Wunsch einer zweigeschossigen 
Bebauung des Grundstückes begründet.  
Von Seiten der Ortsplanung spricht nichts gegen die Erhöhung der Geschoßanzahl auf 1,5 – 2 
Vollgeschoße, das im nordwestlichen Anschluss gegenüber der Straße (Ordnungsnummer 14-21) 
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und in gleicher Reihe die Bauplätze mit der Ordnungsnummer 13 und 5 – 8 ebenfalls die Möglichkeit 
haben, ein Wohnhaus mit max. 2 Vollgeschoßen zu errichten.  
Der Ortsplaner schlägt jedoch vor, aus Gründen des Gleichheitsgrundsatzes die Grundstücke mit den 
Ordnungsnummern 9, 10 u. 12 ebenfalls in die Bebauungsplanänderung aufzunehmen.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf - Siedlung“ für die Bauplätze Nr. 9 – 
12, auf Grund der Stellungnahme des  Ortsplaners Dipl.Ing. Erich Deinhammer vom 
14.01.2013 einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
15. Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen-Seeufer“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 2029/8, 
KG Seewalchen  

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr Mario Hinterdorfer, vertreten durch Arch. DI. Höller, hat mit Eingabe vom 13.12.2012 um 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 35 „Seewalchen-Seeufer“ betreffend das 
Grundstück Nr. 2029/8, KG Seewalchen, angesucht.  Die Änderung wird mit dem Wunsch einer 
Zusammenlegung der Grundstücke sowie einer Änderung der Dachform begründet.  
Von Seiten der Ortsplanung spricht nichts gegen die Grundzusammenlegung. Die geplante 
bergseitige Geschossanzahl von 1,5 Vollgeschoßen und talseitig von 2 Vollgeschoßen entspricht den 
Vorgaben des Bebauungsplanes.  
Betreffend Dachform sind im rechtskräftigen Bebauungsplan die Dachformen Sattel-, Walm- oder 
Krüppelwalmdach mit kleinschuppigen Deckungsmaterial und einer Dachneigung von 15 – 45 ° 
vorgeschrieben.  
Eine Änderung auf die zusätzliche Errichtung von Flachdächern müsste aufgrund des 
Gleichheitsgrundsatzes auf den gesamten Bebauungsplan ausgeweitet werden. Im derzeit 
rechtskräftigen Bebauungsplan besteht ein Objekt mit Flachdach (Haus Plammer).  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr.35 „Seewalchen- Seeufer“ betreffend Zusammen- 
legung der Grundstücke 2029/8, 2029/7 und 2035/15 und Wegfall des Geh- und Fahrtrechtes 
(Zufahrt) einzuleiten. Einer Flachdachausführung wird nicht zugestimmt. 

 
Vizebürgermeister Weichselbaumer werde dem Ganzen zustimmen. Er könne sich dort aber auch ein 
Flachdach vorstellen. Es sei zwar ein wunderschön erhaltenes Villenviertel, aber es stehe schon ein 
Flachdach in diesem Gebiet und es sei auch die gängige Praxis in letzter Zeit, dass man die 
Bauordnung entscheiden lasse. 
 
Vizebürgermeister Schachl erklärt, dass man gerade vorheriges Jahr bei einem in der Nähe 
gelegenen Objekt das Flachdach abgelehnt habe, also könne man dann hier schwer zustimmen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 5  
 
Stimmenthaltungen 2 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 2  
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16. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung Nr. 38 

Beschlussfassung  betreffend die Änderung der Grundstücke Nr. 1400/7 u. 1404, KG 
Seewalchen 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Mit Schreiben des Amtes der OÖ. Landesregierung, Abteilung Raumordnung vom 16.4.2013 wird 
mitgeteilt, dass die vorgesehene Planänderung betreffend zwei Bauplätzen im westlichen Bereich der 
Siedlung Steindorf überörtliche Interessen nicht berührt werden.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 38 des  
Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf - Siedlung“  entsprechend dem Änderungsplan des 
Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 25.3.2013 zu beschließen.   

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
17. Bebauungsplan Nr. 45 „Sandberg; Änderung Nr. 11 

Neuerliche Beschlussfassung  des Planentwurfes betreffend die  Erstellung eines 
Bebauungsplanes für die Grundstück Nr. 1965/4 und .68/4, KG Seewalchen („Haus-Attersee“) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
In der GR-Sitzung am 14.12.2011 wurde der gegenst. Planentwurf beschlossen und anschließend 
den zuständigen Dienststellen des Landes zur Stellungnahem vorgelegt. Nach Einlangen der 
Stellungnahmen zum gegenstandlichen Änderungsverfahren musste jedoch festgestellt werden, dass 
der Änderungsplan dem Beschluss des Gemeinderates vorn 14.12.2011 widerspricht.  
In der Gemeinderatssitzung am 14.12.2011 wurde beschlossen, „das Verfahren auf Anderung des  
Bebauungsplanes Nr. 45 "Sandberg" entsprechend dem Antrag des Herrn Karl Weilhartner vom  
10.11.2010 einzuleiten“.  
Im Antragsschreiben von Herrn Weilhartner vom 10.11.2010 wurde die Änderung des 
Bebauungsplanes entsprechend dem Siegerprojekt aus dem Architektenbewerb vom Juli 2010 
ersucht beantragt. In einem weiteren Schreiben vorn 27.10.2011 hat Herr Weilhartner nochmals 
bekräftigt, dass als Grundlage das Siegerprojekt aus dem Architektenwettbewerb dienen soll.  
Aufgrund der Feststellungen der Landesbeauftragten fur Natur- und Landschaftsschutz sowie des  
Ortsplanes entspricht der derzeitige Bebauungsplanentwurf nicht exakt dem Siegerprojekt des  
Architektenwettbewerbes, sondern weicht dieser davon in einigen Punkten teils gravierend ab.  
Insbesondere auch aus diesem Grund liegt nunmehr ein negatives Gutachten seitens des  
Naturschutzes vor.  
Der Antragsteller wurde daher am 18.10.2012 ersucht, einen Planentwurf, der dem Siegerprojekt des 
Architektenwettbewerbes vom Juli 2010 und somit auch dem Gemeinderatsbeschluss vorn 
14.12.2011 entspricht, vorzulegen. Am 5.4.2013 langten die neuen Planunterlagen ein.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses der Änderung Nr. 11 des  
Bebauungsplanes Nr. 45 „Sandberg“ entsprechend dem geänderten Plan des Arch. Dipl. 
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 2.4.2013 zuzustimmen. 

 
Vizebürgermeister Weichselbaumer wäre irrsinnig froh, wenn das Ganze wieder in Betrieb gehen 
würde. Er habe nur ein bisschen ein schlechtes Gefühl mit den eingereichten Plänen. Faktum sei, 
dass man einen Grundsatzbeschluss getroffen habe. Die Pläne seien nachher nicht passend zu 
diesem Grundsatzbeschluss und zum Siegerprojekt eingereicht worden. Man könne sagen, dass dort 
ein Versehen passiert sei, oder man könnte das Gefühl bekommen, dass hier jemand probiert habe 
die Gemeinde zu „schammeln“. Aus diesem Grund werde er sich diesem Punkt enthalten. 
 
EG. Hoyer merkt an, dass dieses Thema schon oftmals behandelt worden sei. Es sei überhaupt 
unklar, warum man dies nochmals im Gemeinderat beschließen müsse. Der Gemeinderat habe einen 
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Beschluss gefasst, wie der Plan auszusehen habe und fertig. Er wisse nicht, warum man dies 
nochmals bewilligen müsse. Es sei schon zum Ausdruck gebracht worden, dass es nur zwei 
Möglichkeiten gebe. Entweder ein Irrtum, oder eine Frotzelei. Er erachte das Letztere als zutreffend. 
EG. Hoyer frage sich wirklich, ob es hier nötig sei nochmals einen Gemeinderatsbeschluss zu fassen, 
wenn ohnehin ein Beschluss da sei, der festgelegt habe, was zu geschehen habe. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass GV. Berger ihm bei einem Telefonat eine ähnliche Frage gestellt 
habe. Im ersten Moment habe er gesagt, dass GV. Berger Recht habe, da man grundsätzlich 
beschlossen habe, dass man sich einen Neustart für das Hotel Attersee auf Basis des 
Architekturwettbewerbs vorstellen könne, was aber nicht passiert sei. 
Der Amtsleiter habe sich damit auseinandergesetzt und es gebe hier formalrechtliche Gründe, warum 
der Plan doch vom Gemeinderat abgesegnet werden müsse. 
 
Der Amtsleiter erklärt, dass sich ein Änderungsverfahren von einem Bebauungsplan in zwei 
Abschnitte aufteile. Einmal nach dem Raumordnungsgesetz und einmal nach der Bauordnung. 
Der Gemeinderat habe den Grundsatzbeschluss gefasst, den Bebauungsplan so zu ändern. Es sei 
aber leider zu diesem Zeitpunkt kein Änderungsplan da gewesen. DI. Weilhartner habe anscheinend 
dem Ortsplaner andere Direktiven gegeben, wie der Plan erstellt werden solle. Die Antragsteller 
müssen nämlich den Ortsplaner beauftragen, den Plan zu erstellen. Dieser Plan sei zum 
Stellungnahmeverfahren gegangen und habe massive negative Stellungnahmen gebracht. Der 
logische Schritt sei nun dieses Verfahren mit einem endgültigen Beschluss abzuschließen und 
eigentlich aufgrund der negativen Stellungnahmen das Ansuchen abzulehnen. Somit wäre der Deckel 
bei diesem Akt zu.  
Herrn DI. Weilhartner stünde es ab dem nächsten Tag frei, ein neuerliches Ansuchen zu stellen, um 
das Siegerprojekt umzusetzen. Daraufhin folgt wieder eine Stellungnahme des Ortsplaners, ein 
Grundsatzbeschluss des Gemeinderates, eine neuerliche Planerstellung, ein Stellungnahme-
verfahren, nach Einlagen der Stellungnahmen eine endgültige Beschlussfassung und dann nach der 
endgültigen Beschlussfassung des Gemeinderates müsse der gesamte Akt aufsichtsbehördlich 
genehmigt werden. Dies mache eine Juristin, welche nur schaue, ob alle Verfahrensschritte 
eingehalten worden seien. Er habe sich mit dieser Juristin unterhalten und sie habe dem 
Gemeinderat empfohlen, in diesem Fall einen neuerlichen Grundsatzbeschluss mit genau diesem 
Plan, mit Definition der Plannummer und des Plandatums zu beschließen, damit in einem Jahr 
niemand fragt, was man damals beschlossen habe. 
Wenn man heute frage, was seinerzeit beschlossen worden sei bzw. was das Siegerprojekt sei, wisse 
er nicht, wie viele Antworten er bekommen würde. Wenn man von heute an in einem Jahr frage, was 
man heute genau beschlossen habe, nehme man den Plan in die Hand und könne sagen, dass man 
genau diesen Plan beschlossen und in das Verfahren geschickt habe. Wie die Stellungnahmen zu 
diesem Plan aussehen, werde man sehen. Zur rechtlichen Absicherung sei der Gemeinde empfohlen 
worden einen neuerlichen Grundsatzbeschluss zu fassen. 
 
GR. Vogel habe das Siegerprojekt auch anders in Erinnerung. Dies sei 2011 gewesen und der Plan 
sei im Juni 2012 gekommen. Auf diesem Plan werde der Eingangsbereich direkt an diese 4,5 m 
Parkplatz herangerückt. Es entstehe ein zweigeschossiger Bau direkt an der Straße, was im 
ursprünglichen Projekt nicht enthalten gewesen sei. Er sei auch etwas verwundert über den Plan und 
die Einreichung und er werde sich somit auch der Stimme enthalten. 
 
Der Bürgermeister merkt an, dass es im jetzigen Stellungnahmeverfahren spannend werde, ob Frau 
DI. Gamerith dieser Planvorlage entsprechend zustimme. Damals habe sie nicht nein gesagt. Um 
Rechtssicherheit sowohl für die Gemeinde als Behörde, als auch für die Gemeinde insgesamt zu 
erlagen, wäre es gut noch einmal einen Beschluss zu machen und sich nicht auf das zu verlassen, 
was man schon vor zwei Jahren beschlossen habe. 
 
GR. Kaniak betont, dass der erste Beschluss, den der Gemeinderat gefasst habe nicht so glasklar 
gewesen sei. Es habe damals schon enorme Bedenken gegeben. Vor allem die Jüngeren im 
Gemeinderat werden nicht so viele Bedenken haben, aber er könne dem Gemeinderat sagen, dass 
dieses Thema in den letzen 20-25 Jahren so oft auf der Tagesordnung gewesen sei und es so viele 
Interventionen gegeben habe und so viele Ausnahmen und Nachgenehmigungen gemacht worden 
seien, dass es genau in dasselbe Bild passe. Man stelle einen Antrag, die Gemeinde sage 
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notgedrungener maßen ja. Dann komme es zu einer Nichtausführung der Vorgaben, welche die 
Gemeinde beschlossen habe. Dann werde es anders probiert und nun nachdem man vom Land noch 
keine Genehmigung erhalten habe, müsste man den Beschluss wieder aufheben um einen neuen 
Beschluss fassen zu können. Er frage sich, ob der Werber den Gemeinderat schon zuvor an der 
Nase herumgeführt habe oder ob dies nun eine Situation sei, welche als Rechtssicherheit verpackt 
werde und im Endeffekt sei man derjenige, der wie ein Hund der Wurst nachlaufe, weil der Werber 
immer wieder etwas vor die Nase halte, was im Nachhinein vollzogen werden müsse, wobei man 
nicht wisse, ob dies von der nächsthöheren Behörde überhaupt genehmigt werde. Das heiße, dass 
man instrumentalisiert werde eine Basis zu schaffen, damit die nächsthöhere Behörde ein gewisses 
Präjudiz habe. Man habe genaue Vorgaben gegeben. Es sei ja nicht so, dass der Gemeinderat 
irgendetwas beschlossen habe, wo jede Entwicklung frei gestellt sei. Es gebe klare Richtlinien, 
welche nicht eingehalten worden seien. 
 
GV. Berger erklärt, dass auch die Fraktion der SPÖ ähnliche Gedanken gehabt habe. Und zwar 
deswegen, da offensichtlich in der Zwischenzeit versucht worden sei nicht umzusetzen, was im 
Architekturwettbewerb herausgekommen sei. Es habe in der Zwischenzeit auch diese Meldung 
gegeben, dass man einen Wohnbau machen möchte und dass man über die Wohnungen diesen 
Hotelbetrieb querfinanzieren möchte. Diese Dinge seien hier mehrfach diskutiert und auch zu einem 
Ende geführt worden.  
Und zwar dahingehend, dass man dort die Tourismuswidmung und ein Hotel haben möchte. Wie der 
Bürgermeister bereits erwähnt habe, habe er auch geglaubt, dass der Beschluss von damals 
eigentlich ausreichen müsste und man diesen Punkt heute nicht brauchen würde. Es gebe nur aus 
seiner Sicht und so habe er es bisher auch verstanden einen großen Unterschied. Man habe damals 
auf Basis des Architektenwettbewerbs beschlossen. Dann sei aber bei den weiteren 
Verfahrensschritten ein Plan beigelegt worden, der nicht dem Architektenwettbewerb entsprochen 
habe.  
Deswegen gebe es auch im Wesentlichen die negative Stellungnahme von Frau Gamerith. Nun sei 
der Punkt so, dass offensichtlich aufgrund der letzten Planänderung die Grundlage wieder der 
Architektenwettbewerb sei. Er habe auch gefragt, wer nun kontrolliere, ob dem wirklich so sei. Hier 
teile er die Meinung des Bürgermeisters, dass der Ortsplaner damit beauftragt worden sei und dieser 
werde dies wohl richtig machen.  
Der Gemeinderat könne dies nicht. Er würde die Pläne, die jetzt vorliegen, so sehen, dass sie dem 
was er noch in Erinnerung habe, also den Vorgaben des Architektenwettbewerbs entsprechen und er 
glaube man sollte versuchen die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass es dort einen 
Tourismusbetrieb gebe und dass man den auch dort erhalten könne.  
Er könne sich noch an eine böse Wortmeldung von ihm erinnern, wie Herr Weilhartner in einem 
kleinen Gremium gesagt habe, dass dort kein Tourismusbetrieb kostendeckend zu führen sei. In 
seiner süffisanten Art habe GV. Berger gesagt, dass man dann den Attersee zu baggern müsse, denn 
wenn es in dieser Lage nicht möglich sei einen ordentlichen Betrieb zu führen, dann verstehe er die 
Welt nicht mehr.  
Dies sei auch der Grund, warum er heute zustimmen werde und er hoffe, dass man als Gemeinde die 
Voraussetzungen schaffe, dass dieser Betrieb erhalten werden kann und verbessert werde und 
vielleicht ein Highlight für Seewalchen werde. 
 
GR. Kaniak möchte eine sehr gewagt Prognose bezüglich der Aussage von Herrn Weilhartner wagen. 
Er macht darauf aufmerksam, dass komplett die Parkplätze, Zufahrtsmöglichkeiten und 
Haltemöglichkeiten fehlen. Er möchte dies nur am Rande sagen. Obwohl es ein wunderschöner Platz 
sei, fehle sehr viel Infrastruktur. Er rede hier nicht von 10 Jahren, sondern von 5 Jahren. 
Die wirtschaftliche Basis sei bei allen diesen Projekten notwendig. Er gehe davon aus, dass eine 
private Finanzierung dazu komme und dass ca. 50 % dieses Umbaus über die privaten Einnahmen 
bezahlen werden müssen, indem man Appartements nicht nur kurzweilig vermietet, sondern Verträge 
auf 20-25 Jahre gemacht werden, was fast einem Verkauf eines Appartements gleich komme. Diese 
Verträge werden geschlossen und mit diesen Einnahmen werde dies praktisch finanziert, wobei der 
Hotelbetrieb eine vernachlässigbare Größe sein werde. Alle wollen einen Hotelbetrieb haben, aber 
das werde sich auf Dauer dort nicht machen lassen. Die Tendenz der Betreiber sei eine ganz andere. 
Dies seien Leute, die nicht aus der Gastronomie, sondern aus der Immobilienbranche kommen. Die 
machen so etwas nur, um einen gewissen Gewinn zu erzielen. Über die Hotellerie werden die dort 
nur Verluste bauen.  
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Der Bürgermeister möchte noch einen Satz dazu sagen, da GR. Kaniak über eine gewagte Prognose 
gesprochen habe. In zehn Jahren könne man ja dann im Protokoll nachlesen. 
Er sei voll und ganz der Meinung von GV. Berger, der Standort sei wirklich etwas wert. An diesem 
Platz müsse ein dementsprechend guter Betrieb möglich sein. Nur eines sei klar, wenn dies nur die 
Investoren oder Eigentümer probieren, dann werde es nie etwas. Wenn dort eine gestandene 
Hoteliersfamilie mit einer vernünftigen Pacht hineinkomme, dann werde schon etwas daraus gemacht 
werden.  
Mit irgendwelchen Geschäftsführern oder Eigentümern sei es einfach zu schwer. 
Er glaube aber trotzdem – und ähnliches gelte auch für das Haus Häupl – dass Hotels, auch wenn sie 
nicht eine gewisse kritische Größe erreichten haben, sicherlich positiv zu führen seien. 
 
GV. Berger gebe GR. Kaniak Recht, dass dies wahrscheinlich der Hintergrund sei. Er glaube sogar, 
dass wenn Herr Weilhartner mit seinem Kompagnon hergekommen wäre und erklärt hätte was er 
vorhabe zu machen, man vielleicht sogar kooperationsbereit gewesen wäre. Aber mit dieser 
Hintertürmethode werde es für ihn zumindest keinen Zugang geben und er werde alles versuchen, 
dass dort ein reiner Tourismusbetrieb bleibe. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 21 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 Ohne Vogel O. 

   SPÖ-Fraktion: 6 Berger, Geissler, Mohr, Stockinger, 
Steinwendner, Schuster 

   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 10 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Vogel O. 

   SPÖ-Fraktion: 4 Weichselbaumer, Petkowitsch, 
Kasper, Distler 

   FPÖ-Fraktion: 5  
 
 
 
18. Baurecht 

Berufung gegen den Bescheid v. 28.2.2013 (Baubewilligung Wohnhaus mit Carport u. 
Abstellräumen) 
 

Bürgermeister Mag. Reiter nimmt seine Befangenheit wahr und übergibt den Vorsitz an Vizebgm. 
Schachl. 
 
Vbgm. Schachl: 
Frau Sandra Schneeweiss und Herr Christian Liftinger, wh. Seewalchen a. A., Litzlberger Str. 42 bzw. 
Weyregg a.A. haben mit Schreiben vom 26.07.2012 (Eingang bei der Behörde am 01.08.2012) um 
die Erteilung einer Baubewilligung für das Vorhaben „Errichtung eines Wohnhauses mit Carport und 
Abstellräumen“ auf dem Grundstück Nr. 1083/32, KG. Litzlberg, angesucht.   
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 28.02.2013, Zl. 131-9-38/2012-Sch/Li wurde für das beantragte 
Bauvorhaben die Bewilligung erteilt. 
Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung eingebracht. 
 
Vizebgm. Schachl stellt den 1. Antrag,  

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 28.02.2013 
2. Gegenständliche Berufung vom 14.03.2013 
 

Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den vorliegenden Bescheid vollinhaltlich vor.  
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Vizebgm. Schachl stellt den 2. Antrag,  

die Berufung des Herrn Ing. Rudolf Kaltenbrunner, Seewalchen a.A., Kellerweg 10 vertreten 
durch Rechtsanwalt Dr. Heinz Häupl, Nussdorf vom 14.3.2013 gegen den Bescheid des 
Bürgermeisters vom 28.02.2013, Zl. 131-9-38/2012 Sch/Li (Baubewilligung für die Errichtung 
eines Wohnhauses mit Carport und Abstellräumen“ auf dem Grundstück Nr. 1083/32, KG. 
Litzlberg) abzuweisen und beiliegenden Berufungsbescheid zu erlassen. 

 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Bürgermeister Mag. Reiter übernimmt wieder den Vorsitz. 
 
 
 
19. Allfälliges 
 
a) GR. Liehmann macht den Gemeinderat darauf aufmerksam, dass es vergangenen Samstag ein 

Event von Frauscher gegeben habe, wo deren neuesten Boot „San Remo“ zusammen mit dem 
Yachtservice Gebetsroither vorgestellt worden sei. Offensichtlich dürfe es hierfür eine 
Sondergenehmigung gegeben haben. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass es hierfür keine Sondergenehmigung gegeben habe. 

 
GR. Liehmann fährt fort, dass auf der Promenade mächtige Lautsprecher aufgestellt worden 
seien und die Musik in der Bar Liehmann, nach gutem alten Muster, so aufgedreht worden seien, 
dass in der Gegend die Scheiben gescheppert haben und zwar präzise bis 24 Uhr. Daher habe er 
angenommen, dass es eine Sondergenehimgung dafür gegeben habe. Danach sei es zwar leiser 
geworden, aber immer noch deutlich hörbar. Er müsse dazu sagen, dass es eine 
Sondergenehmigung geben hätte können. Wenn es keine gegeben habe, sei es sowieso 
irgendwie anders gelaufen. 
Es gebe aber ein massives Problem. Dazu möchte er ein Gutachten vorlesen: „Am Gebäude 
„Promenade 1b“ Objekt Gastronomiebetrieb Liehmann kommt es im Bereich der tragenden 
Holzkonstruktion durch Undichtigkeit der Dachdeckung zu massivem Wassereintritt. Die 
Holzkonstruktion fungiert als tragende Deckenkonstruktion und ist bereits an einigen Stellen stark 
durchfeuchtet. Eine weitere und nicht aufgehaltene Beeinträchtigung der Wasserkraft  führt 
unweigerlich zur Herabsetzung der statischen Tragfähigkeit.“ Weiters stehe im Gutachten, dass 
eine Wiedereröffnung des Lokales im Sommer 2013 unmöglich wäre, wenn das Dach nicht 
repariert werden könne. Das Gutachten sei vorherigen Herbst entstanden. Es drohe somit ein 
enormer wirtschaftlicher Schaden, aber da die Bausubstanz betroffen sei, liege auch eine 
Gefährdung des Gebäudes und eine Gefahr für Leib und Leben vor. Es könne nicht 
ausgeschlossen werden, dass eine weitere Durchfeuchtung der tragenden Konstruktion letztlich 
zum Einsturz des Daches und des Gebäudes, zumindest zum Teil, führen werde. Er möchte dazu 
eine Erklärung abgeben: 
„Wir haben grundsätzlich nichts gegen Gebetsroither und Frauscher wenn sie ein neues 
Motorboot präsentieren wollen – ganz im Gegenteil! 
Wir haben auch grundsätzlich nichts gegen 3 genehmigte, angemeldete Events auf der 
Promenade, sofern sie die bescheidmäßigen Vorgaben nicht überschreiten, allerdings wäre es 
angeberacht den Ausnahmezustand der betroffenen Bevölkerung kund zu tun. 
Es ist nicht unsere Schuld, wenn bereits in den Boomjahren der Schuldenberg des Betreibers so 
hoch ist, dass zwar mit finanziellem Aufwand versucht wird mit Stiländerungen dem Trend der 
bevorzugten Zielgruppe zu folgen und mit baulichen Maßnahmen noch größere Lautstärke 
anzubieten. 
Es ist nicht unsere Schuld dass die angesprochene Zielgruppe trotzdem dem Trend folgend dem 
Cafe Liehmann den Rücken kehrt und viele Touristen und andere seriöse Gäste das Lokal 
meiden, weil man sich wegen der Lautstärke mit besten Willen nicht unterhalten kann. 
Es ist eher die Schuld der Unterstützer, dass die illegalen überbordenden Gesetzesverstöße über 
11 Jahre dermaßen gedeckt wurden, dass Doninger in zwei Instanzen in allen Punkten verurteilt 
wurde und sogar die Schallschleuse zur angeblichen Beruhigung der Gemüter als überflüssig 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 23.5.2013                                                                                   Seite 27 von 30 
 
 

erachtet wurde, da wegen der Widmung und Baubsubstanz die Lärmentwicklung über 
Zimmerlautstärke nie genehmigt wurde. 
Die umliegenden 12 Parteien haben sich nie auf diese gesetzlichen Vorgaben berufen und haben 
mit aller Toleranz nur dann aufbegehrt, wenn ihre Lebensqualität in diesem Wohngebiet massiv 
eingeschränkt war und ich bin fest davon überzeugt, dass sie dem Tourismus damit nicht 
geschadet haben. 
Es ist eher die Schuld der Unterstützer, dass trotz Warnungen in die eigentliche Substanz nichts 
investiert wurde, bis schlussendlich das Gebäude laut Gutachten einsturzgefährdet ist. Umso 
unverständlicher ist es, dass es mit diesem Problem bis 2015 weitergehen soll wie bisher! 
Und darüber hinaus läuft ein Rechtsstreit um ein Servitut das Herr Doninger mit seiner Adresse 
Promenade 1b nicht benützt hat, und es daher laut geltendem Recht verfallen ist. Auch in dieser 
Causa hat die Gemeindeführung eindeutig Partei ergriffen und wieder werden wir in weiten 
Kreisen als Querulanten und Verhinderer betitelt.“ 

 
GR. Mayrhofer erklärt, dass er selbst auf diesem Event gewesen sei und er habe direkt darauf 
gewartet, was um 22 Uhr mit der Lautsprecheranlage passiere. Diese sei aber um zwei Minuten 
vor 22 Uhr abgedreht worden. 

 
GR. Liehmann antwortet, dass dies stimme, aber dass es drinnen weiter gegangen sei und zwar 
mit ca. 50-70 Personen. GR. Liehmann sei gegen 21 Uhr nachhause gekommen. Bis 22 Uhr habe 
es sehr laute Musik und Bässe durch Boxen im Freien neben der neuen Schirmbar gegeben. 
Anschließend seien mindestens 50 Gäste im Cafe und Gastgarten gewesen. Die Türen seien 
offen gestanden und es sei sehr laute Musik aus der Anlage gedrungen. Trotz geschlossener 
Fenster und Türen seien die Bässe und die Musik im gesamten Anwesen inklusive Innenräume 
unangenehm laut gewesen. Bis 24 Uhr seien die Bässe derart rythmisch monoton gewesen, dass 
Marguerite Herzflattern bekommen habe. Während des Hundespazierganges habe er festgestellt, 
dass die Bässe bis zum Ende der Promenade, bis zum Blumenhaus Mayer, zu hören gewesen 
seien. Ab 24 Uhr sei es besser geworden und GR. Liehmann und seine Gattin haben nur 
zeitweise Musik vernommen, wahrscheinlich durch öffnen der Schallschleuse. Zumindest sei die 
Zeitvorgaben der vermutlichen Ausnahmegenehmigung eingehalten worden. Dies sei der Grund, 
warum GR. Liehmann dies als Ausnahmegenehmigung gewertet habe.  

 
b) GR. Wechselauer müsse sich ein bisschen für die schlechte Luft herinnen entschuldigen, da er 

den Amtsleiter darum gebeten habe, dass er die Lüftung heute einmal ausschalte, weil er den 
Gemeinderat auch darauf aufmerksam machen möchte, wie schnell sich eine Raumluft 
verschlechtere. Man habe vor kurzer Zeit einmal Lüftungsanlagen besichtigt und in diesem 
Zusammenhang von der Firma Mayer ein Messgerät für die CO2- Werte erhalten. Er habe sich 
erlaubt dieses heute aufzustellen. Der Gemeinderat habe vielleicht gemerkt, dass die Luftqualität 
herinnen wirklich nicht mehr hervorragend sei. Vielleicht habe man auch gemerkt, dass sich die 
anfänglich sehr hitzigen Gemüter sehr schnell beruhigt haben, was auch in der Schule leider 
immer wieder passiere, wenn die Schüler in einer schlechten Luft sitzen müssen. 
Zu den Werten möchte er anmerken, dass man mit 800 ppm CO2-Gehalt gestartet habe. 
Vielleicht sei bemerkt worden, dass nach ca. 15 Minuten ein unangenehmer Piepston aufgetreten 
sei, da bereits nach 15 Minuten der Grenzwert von 1200 ppm erreicht worden sei. Ab diesem 
Zeitpunkt spreche man von unqualitativer Luft. Das heiße, dass eine Lüftung erfolgen müsse. 
Heute habe man dies absichtlich nicht gemacht, um einmal zu zeigen was passiere. Um 20 Uhr 
sei der Wert bereits auf 2000 ppm gestiegen. Jetzt am Ende der Sitzung sei der Wert auf 2400 
ppm. Dies sei mehr als das Doppelte des erträglichen Wertes. 
In der Schule habe man die Situation, dass man die Fenster nicht öffnen dürfe. Laut Vorschrift 
dürfe man die Fenster nur mehr kippen und die Fenster nur mehr öffnen, wenn eine 
Aufsichtsperson dabei sei. Man müsse hierfür alle Fenster aufsperren, um frische Luft zu erhalten. 
Es sei einfach nicht möglich, dass man alle 15 Minuten die Fenster auf- und zusperre. Wenn nun 
ein Lehrer Gangaufsicht habe, könne er nicht in allen Klassen die Schüler beaufsichtigen. 
Daher wäre eine Lüftung bei der Sanierung der Schule sehr wichtig. Er würde den Gemeinderat 
darum bitten, dass dies ein bisschen im Auge bzw. im Hinterkopf behalten werde. 
Man habe sich das in Bischofshofen, wo eine zentrale Lüftungsanlage eingebaut sei, angesehen. 
Dort habe man Sensoren, die bei diesem Grenzwert von 1200 ppm einfach die Klappen 
aufmachen und sich damit die Lüftung einschalte. Nach Auskunft der dort betroffenen Personen, 
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seien diese sehr zufrieden damit. Es sei auch so großzügig angelegt, dass keine Geräusche und 
keine Luftbewegung bemerkbar seien. 
Man müsse auch bedenken, dass die Schule jetzt noch sechs Stunden weitergehen würde. 
Natürlich werde zwischendurch einmal gelüftet, aber es sei einfach eine unangenehme Situation, 
die man erreiche. Er sei selbst überrascht, wie schnell eine Raumluft durch die Anwesenheit von 
Personen verbraucht sei. Die Anwesenden dürften es auch selber bemerkt haben und er hoffe, 
dass es auch den Eindruck hinterlasse, dass man einer eventuellen Anschaffung von einer 
Lüftungsanlage etwas offener gegenüber stehe. 

 
Der Amtsleiter erklärt, dass nicht der Eindruck enstehen solle, dass er als Obmann der VFI & Co 
KG nicht für eine Lüftungsanlage sei, denn er habe diese inizierzt. Die KG möchte diese 
Lüftungsanlage natürlich gerne beim Sanierungsprojekt umsetzen. Leider gebe es aber ein 
kleines Problem, da beim Land Oberösterreich keine Lüftungsanlage genehmigt bzw. finanziert 
werde. Landesrat Hiegelsberger habe dies dem Bürgermeister und ihm persönlich mitgeteilt, 
sowie die Landesrätin Hummer, bei welcher man zum Schluss gewesen sei. In Oberösterreich 
gebe es so etwas nicht. Die Kosten belaufen sich auf € 140.000,-. Man werde dann im Herbst 
sehen, wo man mit der Kostenschätzung liege und man werde dieses Thema dann im Herbst 
vorlegen. Dann müsse die Entscheidung fallen, ob man im dritten Bauabschnitt 2014 die 
Lüftungsanlage installiere. Die Pläne seien fertig, die technischen Möglichkeiten seien gegeben, 
es gehe nur um die Finanzierung. Man müsst dies außerhalb des genehmigten 
Finanzierungsplanes der Hauptschulsanierung finanzieren. Aber vielleicht gebe es wieder die 
Möglichkeit eine Rücklage anzuzapfen für dieses Projekt. 

 
EG. Hoyer möchte wissen, ob die Lüftungsanlage in der Planung schon berücksichtig sei. 

 
Der Amtsleiter erklärt, dass vor zehn Jahren, wie man angefangen habe zu planen, bereits eine 
Lüftungsanlage drinnen gewesen sei. Das Land habe diese aber bei der ersten Begehung hinaus 
geschmissen. Im Herbst habe das Umweltministerium einen Bericht in einer Zeitschrift gebracht, 
wie schlecht die Luft in den Klassenräumen sei. Teilweise habe man dies als Ausrede bei der 
Pisa Studie genommen. Jeder mit dem er gesprochen habe, von Schulen, öffentlichen oder 
privaten Gebäuden, der eine Lüftungsanlage habe, sei sehr zufrieden damit. Vor 5-6 Jahren habe 
man in diesem Zusammenhang von Keimen, Verunreinigung und Stromkosten gehört, welches 
wohl die Kinderkrankheiten dieser Lüftungsanlagen gewesen seien. Man habe in der Stadt 
Salzburg eine Lüftungsanlage angesehen und dort laufe sie optimal. 
Man mache heuer beim zweiten Bauabschnitt zum Beispiel schon in der Wärmedämmung diese 
Auslässe für die Luftansaugen, welche nicht viel kosten. Wenn diese Kosten verloren wären, gehe 
es wirklich um ein Bagatell. Man könnte als nächstes den dritten Bauabschnitt bauen, ohne den 
zweiten Bauabschnitt heuer zu beeinflussen bzw. zu behindern. Die Pläne seien fertig. Man habe 
diese sogar offiziell an das Land zur technischen Begutachtung und zur eventuellen 
Mitfinanzierung gesandt. Man werde dies aber demnächst zurück bekommen, mit der 
Begründung, dass es nicht notwendig sei und somit auch nicht mitfinanziert werde. Die 
Entscheidung müsse die Gemeinde im Herbst treffen, damit man notwendige Vorbereitungen 
treffen könne, da die Ausschreibungen bis Jahresende, spätestens Anfang Jänner für die dritte 
Bauetappe draußen sein müssen. 

 
EG. Hoyer entgegnet, dass der Amtsleiter seine Frage anscheinend nicht richtig verstanden habe 
bzw. er sich vielleicht falsch ausgedrückt habe. Zwischen einer Lüftungsanlage vor fünf Jahren 
und einer Lüftungsanlage von heute sei ein himmelweiter Unterschied. Seine Frage sei gewesen, 
ob die Lüftungsanlage dem heutigen Stand der Technik entsprechend schon eingeplant sei, denn 
hier kommen viele Röhren in verschiedenen Dimensionen zusammen. 

 
Der Amtsleiter antwortet, dass es einen aktuellen Plan mit einer Lüftungsanlage, die dem 
derzeitigen Stand der Technik entspreche, gebe. Die Lüftungsanlage vor fünf Jahren habe man 
verworfen. Es gebe eine aktuelle technische Planung vom Büro Mayr, welche dies so geplant 
habe, dass man nicht mit so großen Dimensionen von Rohrdurchmessern durch die Decke fahren 
müsse, da es hier wieder um die Brandabschnitte gehe. Es sei wirklich eine gute Anlage mit einer 
guten Steuerung. 

 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 23.5.2013                                                                                   Seite 29 von 30 
 
 

EG. Hoyer fragt, ob dies dann im Bauausschuss besprochen werde, da nämlich die Abdämmung 
bei den Brandabschnitten gar nicht so einfach sei und viel Geld koste. EG. Hoyer sei der 
Meinung, dass man überprüfen müsse, ob die Abdeckung der Brandabschnitte bei diesen Kosten 
schon dabei seien. 

 
Der Amtsleiter antwortet, dass diese Kosten inkludiert seien, da man sowieso mit den 
Leitungsrohren für Wasser, Heizung, Strom etc. durch die Decke müsse. 

 
EG. Hoyer ergänzt, dass man bei den Lüftungsanlagen Brandklappen benötige. 

 
Der Amtsleiter erklärt, dass dies alles berücksichtig worden sei. 

 
c) GR. Steinwendner habe sich heute erlaubt, dass er jedem ein Kuvert auf den Tisch gelegt habe, 

in welchem sich ein Gutschein befindet. Der Sozialausschuss beschäftigt sich seit Anfang des 
Jahres intensiv damit ein Integrationsprojekt umzusetzen. Es werde heuer im Herbst ein 
Kochbuch geben. Man habe in Seewalchen 38 unterschiedliche Nationen, welche in Seewalchen 
sehr gut zusammen leben. Über diese 38 Nationen werde ein gesamtes Kochbuch 
herauskommen. Man werde die Fotos selber machen, man habe sich die Arbeit gemacht und 
selber die Rezept eingeholt und man arbeite gemeinsamen einen Finanzierungsplan aus. Ein Teil 
der Finanzierung erfolge über Gutscheine. Der Gutschein selbst habe einen Wert von € 30,-. 
Jeder der dieses Projekt mit € 30,- unterstütze, bekomme ein Kochbuch. Man refinanziere damit 
auch die Druckkosten. Das gesammelte Geld komme dem Fond des Sozialausschusses zu gute. 
Man habe auf der einen Seite Mittel in Höhe von € 5.000,- , die man im Jahr verteilen könne, aber 
es kommen hin und wieder auch Anfragen, die man nicht über den Sozialausschuss abwickeln 
könne und dazu sei eben dieses Geld da. Er würde darum bitten, dass der Gemeinderat hier mit 
gutem Beispiel voran gehe und somit ein Teil dieses Buches finanziert werden könne. 

 
 
d) GR. Mohr möchte sich ganz herzlich für die Bodenmarkierungen vor dem Kindergarten bedanken. 

Diese haben schon Früchte getragen. Seit die Bodenmarkierungen da seien, sei die Buszufahrt 
frei und es habe sich auch niemand mehr herein gestellt. 

 
e) GR. Geist-Krojer habe seit Jahren wegen der Beleuchtung in der Michelbeuernstraße urgiert und 

sie möchte gerne melden, dass nun ein Licht aufgegangen sei. 
 
f) EG. Dachs-Machatschek möchte als Ersatzgemeinderat die Möglichkeit nützen auf Freyung 

hinzuweisen. Der zweite Bürgermeister in Freyung und er versuchen immer den Kontakt aufrecht 
zu erhalten. Toll unterstützt werde man auch durch die Passauer Neue Presse, durch den 
Redakteuer Jens Schörnich, welcher dort die Seite „Neues aus den Partnerstädten“ mit tollen 
Berichten bewerbe. EG. Dachs-Machatschek möchte darauf hinweisen, dass am Freitag, 28.06. 
der jährliche Freyunger Volksfestausfzug mit einer guten Beteiligung von Seewalchen statt finde. 

 
g) EG. Hoyer möchte noch fragen, welche Informationen es vom Gasthaus Häupl hinsichtlich 

Beteiligung gebe. 
 

Der Bürgermeister antwortet, dass es offiziell keine Informationen gebem inoffiziell aber viele. Es 
gebe viele Gerüchte, aber es dürften bereits alle wissen, dass es Verkaufsgespräche gebe. 

 
h) GV. Hemetsberger möchte noch kurz anmerken, dass man das Projekt des Sozialausschusses 

mit einem kleinen Fest in Steindorf unterstützen werde. Es gebe Unterstützung von der Brauerei 
Zipf und man werde einige Fass Bier versilbern, damit ein schöner Betrag für den 
Sozialausschuss zusammen komme. 

 
 
 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 23.5.2013                                                                                   Seite 30 von 30 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 11.4.2013 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:05 Uhr.  
 
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 27.6.2013 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 

 
Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 

 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                    (Vizebgm. Johann Schachl) 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)             (GR. Claudia Hauschildt-Buschberger)  
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